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Luftreinhalteplan München
Beschluss der Vollversammlung des Stadtrates vom 28.07.2004


Die schlechte Luft ist das Problem - nicht die Grenzwerte
Antrag Nr. 02-08 / A 01849 der Stadtratsfraktion Bündnis90/Die Grünen/RL vom 27.07.2004

3 Anlagen

Beschluss des Umweltschutzausschusses, des Kreisverwaltungsausschusses, des Ausschusses für Arbeit und Wirtschaft und des Ausschusses für Stadtplanung und Bauordnung in der gemeinsamen Sitzung vom 01.12. 2004  (VB)
 FORMDROPDOWN 
 Sitzung

I. 
Vortrag der Referentin und der Referenten


Die Thematik „Luftreinhalteplan München“ wurde in der Vollversammlung des Stadtrates am 28.07.2004 behandelt. Im diesbezüglichen Beschluss (s. Anlage 2) wurde u.a. festgehalten, dass eine weitere Behandlung dieser Thematik noch im Herbst 2004 in einem gemeinsamen Umwelt-, Planungs- und Kreisverwaltungsausschuss erfolgen soll. 

Im Stadtratsantrag „Die schlechte Luft ist das Problem - nicht die Grenzwerte“ (s. Anlage 1) hat dazu die Stadtratsfraktion Bündnis90/Die Grünen/RL die Forderung nach weiteren,  über die aus dem Beschluss der Vollversammlung hinausgehenden Maßnahmen zur Luftreinhalteplanung in München gestellt. 

1. Sachstand zur Bearbeitung des Luftreinhalteplans München:

Vor einer Darstellung des Sachstandes wird in Erinnerung gerufen, dass nach dem Bayerischem Immissionsschutzgesetz für die Luftreinhalteplanung das Bayerische Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz (StMUGV) zuständig ist. Die Regierung von Oberbayern wurde als Immissionsschutzbehörde vom StMUGV beauftragt, den Entwurf für den Luftreinhalteplan München zu erstellen. Die Landeshauptstadt München wurde aufgefordert für ihr Gebiet geeignete Maßnahmen vorzuschlagen.

Das aus dem Zuständigkeitsbereich der LH München entwickelte Maßnahmenkonzept wurde gemäß dem o.a. Beschluss der Vollversammlung des Stadtrates vom 28.07.2004 vom Referat für Gesundheit und Umwelt an die Regierung von Oberbayern weitergeleitet. 

Zum Verlauf des weiteren Verfahrens teilte die Regierung von Oberbayern mit Stellungnahme vom 28.10.2004 mit:

„Die Meldung der Landeshauptstadt München auf Basis des Beschlusses der Vollversammlung vom 28.07.2004 wurde von der Regierung von Oberbayern sowohl für das Verfahren der Öffentlichkeitsbeteiligung als auch für den endgültigen Entwurf des Luftreinhalteplans München vollinhaltlich übernommen. 

Der Text wurde lediglich der Struktur des Luftreinhalteplans angepasst und um wenige Punkte ergänzt (siehe z.B. Kapitel 6.2.2.1, 6.2.2.2, 6.4.3). Die Maßnahmenvorschläge "Nutzungsbeschränkungen und Nutzervorteile für den Lieferverkehr in die Innenstadt" und "Umleitung des Lkw-Durchgangsverkehrs auf den Münchner Autobahnring A99" wurden nach einer rechtlichen Prüfung in dem Kapitel 6.4 "Maßnahmen, die diskutiert, aber nicht konkret in den LRP aufgenommen wurden" aufgeführt. Diese Maßnahmen sind zwar aus fachlicher Sicht durchaus geeignet, eine Verbesserung der lufthygienischen Situation in München herbeizuführen, vor deren Umsetzung bedarf es allerdings weitergehender Prüfungen und Bewertungen. Diese werden im Rahmen der Fortschreibung des Luftreinhalteplans zu erarbeiten sein.“

Die von der Regierung von Oberbayern aufgeführten Kapitel behandeln die folgenden Themen: 
6.2.2.1 - Emissionsbeschränkungen bei Kraftfahrzeugen (Allgemeine Darstellung), 

6.2.2.2 - Kraftstoffbezogene Reglementierungen (Allgemeine Darstellung) und 
6.4.3 – Parkleitsystem (Würdigung zum Zeitpunkt vor der erzielten Einigung über die Finanzierung). 
Daneben hat die Regierung von Oberbayern in Abkehr von ihrem ursprünglichen, rein münchenbezogenen Ansatz der Regierung unter Kap. 5.1.1 als Ursprung der Verschmutzung das außerhalb der Grenzen der Landeshauptstadt liegende Heizkarftwerk München Nord bereits mit in die Darstellung mit einbezogen.

Nach Abstimmung mit den für die jeweiligen Teilbeiträge zuständigen Dienststellen wurde der Entwurf des Luftreinhalteplans München fertig gestellt und gemäß der Vorgaben der 22. BImSchV veröffentlicht. Das Ergebnis der Öffentlichkeitsbeteiligung wird durch die zuständige Regierung von Oberbayern wie folgt dargestellt: 

“Bei der Aufstellung von Luftreinhalteplänen ist die Öffentlichkeit in geeigneter Weise zu beteiligen. Das Bundes-Immissionsschutzgesetz und die 22. BImSchV geben vor, dass die Luftreinhaltepläne der Öffentlichkeit zugänglich zu machen sind und die Öffentlichkeit bei ihrer Aufstellung zu beteiligen ist. Mit Schreiben des Bayerischen Staatsministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz (StMUGV) vom 23.01.2004 wurde den entwurfsfertigenden Stellen ein Vorschlag für eine einheitliche Öffentlichkeitsarbeit vorgestellt. Entsprechend dieses Vorbilds wurde auch bei der Regierung von Oberbayern vorgegangen.

In einer ersten Phase vor Beginn der konkreten Maßnahmenplanung wurde von der Regierung von Oberbayern eine Zusammenfassung der Kapitel 1 - 5 (Beschreibung der Überschreitungssituation und Verursacheranalyse) ins Internet gestellt bzw. in Papierform zur Einsicht bereitgehalten. Ergänzend dazu wurde am 26.03.2004 eine Pressemittelung veröffentlicht, mit der die Bevölkerung aufgefordert wurde, bis zum 30.04.2004 Vorschläge zur Verbesserung der Luftqualität einzubringen.
Die wenigen Anregungen (6) kamen fast ausnahmslos zum Bereich des Straßenverkehrs. Sie wurden im Rahmen der Steuerungsgruppe diskutiert und ggf. bei der konkreten Maßnahmenplanung mit berücksichtigt.

In der zweiten Phase wurde mit der Pressemitteilung vom 13.08.2004 angekündigt, dass der vollständige Entwurf des Luftreinhalteplans einschließlich der Maßnahmen zur Verbesserung der Luftqualität in der Zeit zwischen dem 18.08.2004 und dem 08.09.2004 für drei Wochen im Internet bzw. direkt bei der Regierung von Oberbayern zur Einsicht bereitgehalten wird. Die Bevölkerung war nochmals aufgefordert, weitere Vorschläge einzubringen oder zu den festgelegten Maßnahmen Stellung zu nehmen.

Die insgesamt acht eingegangenen Anregungen hatten insbesondere Maßnahmenvorschläge zur Verkehrsvermeidung (Förderung des ÖPNV, Verkehrssperrungen und -beschränkungen, Verkehrsverlagerungen etc.) und für eine verbesserte Verkehrslenkung (Grüne Welle, Parkraummanagement, Geschwindigkeitsbeschränkungen etc.) zum Inhalt. Es wurde außerdem die Bedeutung der Straßenreinigung und eine lokale Problematik beim Umfüllen staubender Güter angesprochen.

Die diskutierten Anregungen aus der Bevölkerung wurden den zuständigen Fachstellen der Landeshauptstadt München und dem Landesamt für Umweltschutz zur Stellungnahme weitergeleitet. Nach der Prüfung auf Durchführbarkeit bzw. nach der Abschätzung der lufthygienischen Auswirkungen werden die vorgeschlagenen Maßnahmen - wenn sie nicht schon bei den bisherigen Planungen aufgenommen wurden - bei den weiteren Arbeiten im Rahmen der Fortschreibung des Luftreinhalteplans mit herangezogen.“

Mit Schreiben vom 05.10.2004 hat die Regierung von Oberbayern den abgestimmten Entwurf des Luftreinhalteplans München dem StMUGV zugeleitet. Das StMUGV wird im Herbst 2004 im Umweltausschuss des Landtags und im Ministerrat über den Stand der Luftreinhalteplanung berichten. Vorbehaltlich der weiteren Abstimmung im Ministerrat und im StMUGV wird der Plan anschließend zusammen mit den übrigen Luftreinhalteplänen in Bayern über das BMU an die EU gemeldet, sowie den Regierungen zur Weiterverfolgung der Maßnahmen und Fortschreibung zurückgeleitet. 

Dies bedeutet, dass der in der Beschlussvorlage zur Vollversammlung vom 28.07.2004 aufgezeigte Terminplan bislang eingehalten werden konnte.


Zu den weiteren Aufträgen im Beschluss der Vollversammlung vom 28.07.2004 ist festzuhalten:

Forderung nach umgehender räumlicher Erweiterung des Untersuchungsgebietes

Einer der zentralen Diskussionspunkte zum Entwurf der Luftreinhalteplans war die Einbeziehung der Gemeinden und Landkreise des Verdichtungsraumes München. Diese Einbindung wurde u.a. durch das Schreiben vom Bayerischen Staatsminister für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, Herrn Minister Schnappauf an Herrn Oberbürgermeister Ude vom 21.07.2004 zugesichert.  

Zum weiteren Vorgehen zur Einbindung der Umlandgemeinden teilte die Regierung von Oberbayern in der o.a. Stellungnahme mit:

„Die Regierung von Oberbayern wird nach der Verbindlicherklärung des vorgelegten Entwurfs des Luftreinhalteplans München durch das StMUGV die Umlandgemeinden und Landkreise des Verdichtungsraumes München bei der Fortschreibung mit einbeziehen. In der Sitzung am 28.09.2004 hat der Regionale Planungsverband München dieser Einbeziehung zugestimmt. Die Art und Weise des weiteren Vorgehens wird in den nächsten Wochen festgelegt und mit LHS München und dem Regionalen Planungsverband abgestimmt. 
Weitere Einzelheiten siehe Kapitel 6.6 Einbeziehung der Umlandgemeinden in das Plangebiet:


6.6
Einbeziehung der Umlandgemeinden in das Plangebiet 

Im Rahmen der Arbeiten zur Erstellung des Entwurfs des Luftreinhalteplans München wurde auf der 4. Sitzung der Steuerungsgruppe am 19.07.2004 von Vertretern der Landeshauptstadt München der aktuelle Entwurf des Verkehrsentwicklungsplans München vorgestellt. Das Ergebnis zeigt die starke Verflechtung der Landeshauptstadt München mit dem Umland. Aufgrund der dargestellten Entwicklung der Verkehrszuwächse sowie der zu erwartenden Auswirkungen auf die lufthygienische Situation im Stadtgebiet München wurde in der Steuerungsgruppe einvernehmlich festgelegt, bei den künftigen Arbeiten zum Luftreinhalteplan München die Umlandgemeinden einzubeziehen.

Zur Begrenzung der Verkehrszuwächse ist die Berücksichtigung des im Regionalplan München enthaltenen Siedlungs- und Freiraumkonzeptes von grundlegender Bedeutung. Wenn sich die Siedlungsentwicklung hauptsächlich auf gut durch leistungsfähigen ÖV erschlossene Bereiche konzentriert und eine Gliederung des Gesamtraumes mit regionalen Grünzügen als Naherholungsräume und Frischluftschneisen erhalten bleibt, wird dies positive Auswirkungen auf die Luftqualität haben. Ein positiver Nebeneffekt durch weniger siedlungsstrukturell erzwungenen Individualverkehr ist ein relativ flüssigerer Wirtschaftsverkehr, der weniger Emissionen verursacht. Deshalb ist die konsequente Umsetzung der entsprechenden Regionalplanziele zu forcieren. 

Mit der 16. Änderung des Regionalplans München (Verbindlicherklärung wurde mit Schreiben vom 10.02.2004 beantragt) wurde, nach der bereits im Jahr 2000 erfolgten großen Fortschreibung Siedlung und Freiraum, auch das Verkehrskapitel im Sinne eines integrierten Gesamtkonzepts neu gefasst mit der Zielsetzung, insbesondere die Mobilitätsinteressen der Bürger und der Wirtschaft sowie eine dauerhaft nachhaltige Entwicklung in der Region München zu unterstützen. 

Die 16. Änderung des Regionalplans München unterscheidet in Ziele und Grundsätze und umfasst als wesentliche Inhalte:

Übergeordnete Leitlinien

· Orientierung am Maßstab „Nachhaltige Entwicklung“

· Anpassung des Verkehrsangebots an die Siedlungs- und Freiraumentwicklung

· Hoher Anteil umweltfreundlicher Verkehrsmittel

· Abstimmung und Verzahnung der verschiedenen Verkehrssysteme


Öffentlicher Personennahverkehr

· Steigerung des ÖPNV-Anteils

· ÖPNV-Vorrang in den Stadt- und Umlandbereichen und Mittelzentren

· Tangentiale ÖPNV-Verbindungen in dicht besiedelten Räumen

· Neue Bahnhöfe und Haltepunkte in enger Abstimmung mit der Siedlungsentwicklung 

· Ertüchtigung und Ausbau des S-Bahnnetzes zur Ermöglichung des 10-Minuten-Taktes (bedarfsweise 20-Minuten-Takt auf allen Aussenästen)

· Ausbau des U-Bahnnetzes und Verknüpfung mit dem S-Bahnnetz und dem schienengebundenen Regional- und Fernverkehr

· Optimierung des Buslinien-Netzes in den dünner besiedelten Bereichen und Verknüpfung mit dem Schienen-Personenverkehr

· Fortführung der Planungsüberlegungen zur Stadt-Umland-Bahn


Motorisierter Individualverkehr

· Verbesserung der überregionalen Anbindung

· Entlastung der Region vom großräumigen Durchgangsverkehr

· Ergänzungen des Straßennetzes zur Engpass- und Gefahrenstellenbeseitigung

· Steigerung der Aufenthaltsqualität in den Siedlungsbereichen durch Ortsumgehungen

· Entlastung des Straßennetzes durch verstärkte Verlagerung von Güterverkehr auf die Schiene


Fußgänger- und Radverkehr

· Verbesserung der Bedingungen für den nicht motorisierten Verkehr innerorts und zwischen den Orten

· Schaffung eines abgestimmten regionalen Radwegenetzes

· Optimierung des innerstädtischen Radwege-Netzes mit sicheren und umwegefreien Verbindungen


Verkehrs- und Mobilitätsmanagement

· Verstärkter Einsatz von Verkehrstelematik

· Aufbau eines effektiven Störfallmanagements

· Errichtung elektronischer Verkehrsinformationssysteme

· Aus- und Neubau von Park+Ride- sowie Bike+Ride- Anlagen

Bei den Zielen und Grundsätzen im Regionalplan München muss betont werden, dass der Regionale Planungsverband München keine unmittelbare Umsetzungskompetenz besitzt. Die Maßnahmenrealisierung obliegt den Fachplanungsträgern und den Kommunen im Rahmen ihrer kommunalen Planungshoheit. 

Für das weitere Vorgehen wurde Folgendes festgelegt:

· Das Plangebiet wird von dem Stadtgebiet München auf das Umland ausgeweitet.

· Die Einbeziehung der Umlandgemeinden erfolgt zunächst über den Regionalen Planungsverband München.

· Die weitere Vorgehensweise erfolgt in Abstimmung mit dem Regionalen Planungsverband München und der Landeshauptstadt München.
Die Befassung der Umlandgemeinden sowie der entsprechenden Landkreise wird im Rahmen der Fortschreibung des Luftreinhalteplans München erfolgen.

Ergänzend dazu ist es zweckmäßig, dass die Städte und Gemeinden zusammen mit weiteren wichtigen Akteuren die verschiedenen Verkehrsprojekte in der Region München regelmäßig gemeinsam besprechen. Um den Aufbau paralleler Strukturen zu vermeiden, hat die INZELL-Initiative dem Regionalen Planungsverband (RPV) vorgeschlagen, eine jährliche regionale Verkehrskonferenz zu veranstalten. Der Planungsausschuss des RPV hat dem zugestimmt. Bei der Verkehrskonferenz sollen Informationen über Verkehrsprojekte der Region München ausgetauscht und damit Vertrauen geschaffen und Transparenz ermöglicht werden.“


Zur Fortschreibung des Luftreinhalteplans wird darüber hinausgehend  in der Zusammenfassung des Entwurfs zum Luftreinhalteplan ausgeführt: „Ein weiteres Ziel bei der Fortschreibung ist, Maßnahmen, die bisher noch nicht konkret in den Luftreinhalteplan aufgenommen werden konnten, weiter zu konkretisieren, auf ihre Wirksamkeit zu untersuchen sowie die Möglichkeiten einer Umsetzung weiter zu verfolgen. Insgesamt ist es für eine wirkungsvolle Luftreinhalteplanung notwendig, sämtliche in den Luftreinhalteplan aufgenommenen Maßnahmen noch detaillierter auf ihre Wirksamkeit zu untersuchen.“

Eine konkrete Zeitplanung für die Fortschreibung des Luftreinhalteplans München ist noch nicht bekannt.

Schreiben an das Bayerische Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz sowie das Bayerische Landesamt für Umweltschutz

Die unter Punkt 4 und Punkt 5 des o.a. Beschlusses der Vollversammlung formulierten Aufträge wurden mit Schreiben vom 05.08.2004 an das Bayerische Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz (StMUGV) und an das Bayerische Landesamt für Umweltschutz (LfU) in die Wege geleitet. 

Mit dem Schreiben an das StMUGV wurde dieses ausdrücklich gebeten, die erforderlichen Aktivitäten gegenüber Bund und EU zu ergreifen, um mit Hilfe dieser legislativen Maßnahmen eine deutliche Reduzierung der verkehrsbedingten Emissionen und damit der Immissionsbelastung zu erzielen. Bis Redaktionsschluss der Vorlage hat das StMUGV dem Referat für Gesundheit und Umwelt hierzu nicht geantwortet.

Das Bayerische Landesamt für Umweltschutz (LfU), das hinsichtlich einer Bewertung der gemeldeten Maßnahmen angeschrieben wurde, teilte in seiner Antwort mit:

“Im Rahmen der Luftreinhalteplanung für die Landeshauptstadt München erhielten wir von der planerstellenden Regierung von Oberbayern mit e-mail vom 19.05.2004 den Entwurf des Maßnahmenkatalogs der Landeshauptstadt München vom 19.05.2004 mit der Bitte, das Reduktionspotential einzelner Maßnahmenvorschläge zu beurteilen. Um eine Maßnahme quantitativ beurteilen zu können, sind konkrete Angaben zu den Emissionsverursachern vor und nach Durchführung der Maßnahme erforderlich. Bei verkehrsbezogenen Maßnahmen sind dies i.d.R. die Änderung der täglichen Verkehrsstärke auf der jeweiligen Straße (DTV) und ggf. die Änderung in der Verkehrszusammensetzung (z.B. Lkw-Anteil). Bei drei Maßnahmenvorschlägen des Katalogs waren entsprechende Zahlenwerte genannt. Diese Maßnahmenvorschläge haben wir einer quantitativen Bewertung unterzogen und das Ergebnis mit e-mail vom 18.06.2004 an die Regierung von Oberbayern zurück gesandt. Die übrigen Maßnahmenvorschläge konnten wir mangels Daten nur mit einer allgemeinen, qualitativen Aussage beurteilen. Abschätzungen zur Verkehrsentwicklung bei Maßnahmen können vom LfU nicht geleistet werden. Hierfür sind umfassende Kenntnisse und Erfahrungen im Bereich Verkehrsplanung und Verkehrsentwicklung erforderlich, wie sie i.d.R. bei Straßenverkehrsbehörden bzw. bei in der Verkehrsplanung tätigen Gutachtern und Instituten vorliegen.

Sobald uns von Seiten der Landeshauptstadt und ggf. anderer in die Luftreinhalteplanung einbezogener Gebietskörperschaften im Raum München weitere Maßnahmenvorschläge mit prüffähigem Zahlenmaterial übersandt werden, werden wir diese unverzüglich einer Beurteilung zu dem jeweiligen Reduktionspotential unterziehen. Sind die für eine quantitative Prüfung notwendigen Angaben nicht verfügbar, können wir lediglich qualitative Beurteilungen abgeben.“


Ergänzend zu diesen Ausführungen des LfU soll im Folgenden grob aufgezeigt werden, welche Eingangsparameter in die notwendige lufthygienische Bewertung von Maßnahmen zur Verkehrsvermeidung, Verkehrsverlagerung und Verkehrslenkung eingehen und welche Unsicherheiten damit verbunden sind.

Es steht außer Zweifel, dass jede Art von Vermeidung von Kraftfahrzeugverkehr zu einer Reduktion des Schadstoffausstoßes führt. Eine Prognose der Höhe der Reduktion erfolgt auf Basis der durch die jeweiligen Maßnahmen bedingten Veränderungen der Emissionen, also der von den Fahrzeugen ausgestoßenen Luftschadstoffe und der folgenden Prognose der Immissionskonzentrationen, also der nach Verteilung und Durchmischung in der Atmosphäre an dem jeweils untersuchten Punkt auftretenden Luftschadstoffkonzentrationen.

Grundlage für die Analyse der Emissionen ist das „Handbuch Emissionsfaktoren des Straßenverkehrs“ (HBEFA), das in der neuesten Fassung am 27.02.2004 von den Umweltämtern Deutschlands, der Schweiz und Österreichs (UBA Berlin, BUWAL Bern und UBA Wien) herausgegeben wurde.

Mit diesem Handbuch lassen sich die Emissionen der einzelnen Fahrzeuge, unterteilt nach Fahrzeugkategorien wie z.B. Pkw, Linien- und Reisebus, leichtes und schweres Nutzfahrzeug, beurteilen.

Eine wesentliche Bestimmungsgröße ist die Art der Bewegung der einzelnen Fahrzeuge, die über „Verkehrssituationen“, also bestimmte Fahrverhaltensmuster abgebildet wird. Diese „Verkehrssituationen“ sind durch Merkmale eines Straßenabschnittes (z.B. Stop and Go, innerorts Hauptverkehrsstraße Tempo 50, innerorts Nebenverkehrsstraße Tempo 30, Autobahn Tempo 120 generell, Anteil an Störungen) gekennzeichnet. Dahinter steht jeweils ein bestimmtes Fahrverhalten (Fahrmuster), das durch kinematische Größen wie mittlere Geschwindigkeit oder Beschleunigung charakterisiert wird.
Dazu kommt der Fahrzeugmix, d.h. die prognostizierte Zusammenstellung der Fahrzeugflotte am Bewertungsort im jeweiligen Bezugsjahr, also letztendlich die Zusammensetzung der Fahrzeugflotte nach den unterschiedlichen emissionstechnischen Entwicklungsstandards (z.B. EURO 1 – 5) der Fahrzeuge. 
Sind also alle, hier nicht vollständig wiedergegebenen notwendigen Eingangsparameter sowie die Anzahl der Fahrzeuge z.B. als durchschnittliche tägliche Verkehrsmenge (DTV), aufgeteilt nach den o.a. Fahrzeugkategorien, bekannt, so kann z.B. für einen bestimmten Straßenabschnitt die verkehrsbedingte Schadstoffemission abgeschätzt werden. Möchte man dies für eine ganze Straße, ein Stadtquartier oder eine ganze Stadt machen, so erhöhen sich die Anforderungen an die Eingangsparameter enorm. Zum Teil wurden dazu für einzelne Städte eigene sogenannte Fahrzyklen entwickelt, für München z.B. im Forschungsprojekt MOBINET.

Hier zeigen sich bereits grundsätzliche Probleme bei der Bewertung der lufthygienischen Auswirkungen von verkehrlichen Maßnahmen, da i. d. R. die erforderlichen Eingangsparameter, also z.B. die Anteile der jeweiligen Fahrzeugkategorien, die jeweilige Verkehrssituation oder auch der konkrete Fahrzeugmix in den untersuchten Bereichen nicht mit der erforderlichen Genauigkeit vorliegen und über vereinfachende Annahmen abgeschätzt werden müssen. Dies betrifft insbesondere „weiche“ Maßnahmen, deren verkehrliche Auswirkungen i.d.R. ohnehin kaum abschätzbar sind.

In dieser Betrachtung wurde bislang die Geometrie sowie die Art und Weise der Randbebauung einer Straße noch nicht berücksichtigt. Diese Faktoren beeinflussen über die dadurch bedingten unterschiedlichen Ausbreitungsbedingungen die Schadstoffimmission z.B. am Straßenrand entscheidend. Im Kleinen, bei einem einzelnen Straßenabschnitt, lässt sich dieser Einfluss z.B. mit Abstand und Höhe der Bebauung, lockere oder dichte Bebauung und mittlerer Windgeschwindigkeit noch mit relativ einfachen Modellen abschätzen. Bei der komplexen Geometrie eines Straßenquartiers oder einer ganzen Stadt ist der Aufwand immens, da eine einfache Aneinanderreihung von Ergebnissen einzelner Straßen, der Realität, der Wechselwirkung der Straßen untereinander, kaum gerecht wird.

Dies bedeutet auch, dass mit den aus pragmatischen Gründen meist angewendeten vereinfachten Modellansätzen häufig nur pauschale Aussagen, wie z.B. keine, geringe, mittlere oder hohe Wirksamkeit zu erzielen sind.

Mit den vorstehenden Ausführungen soll keinesfalls der Eindruck erweckt werden, dass solche Bewertungen falsch und damit wertlos sind, sondern es soll verdeutlicht werden, welche komplexen Anforderungen an eine korrekte, nachvollziehbare  Bewertung zu stellen sind. Dies bedeutet vor allem, dass für die Anwendung der verfügbaren Modelle, d.h. insbesondere bei den Angaben zu den Eingangsparametern der verfügbaren Modelle fundierter Sachverstand und Erfahrung mit der Anwendung dieser Modelle erforderlich ist.

Die Fragen zur Bewertung der lufthygienischen Auswirkungen von verkehrlichen Maßnahmen sind natürlich nicht nur ein spezifisch Münchner, sondern ein generelles Problem. Daher hat sich auch im LAI (Länderausschuss für Immissionsschutz) die Arbeitsgruppe Umwelt und Verkehr, an der auch das Bayerische Landesamt für Umweltschutz beteiligt ist, mit dieser Thematik ausführlich beschäftigt. Als Zwischenergebnis wurde der in der Anlage 3 beigefügte Entwurf einer Bewertungsmatrix entwickelt, der dem RGU vom LfU übermittelt wurde. In dieser Matrix sind für verschiedene verkehrliche Maßnahmen qualitative Aussagen zur Wirksamkeit einzelner Maßnahmen zusammengefasst.

Anhand dieser Übersicht ist zu erkennen, dass für den Luftreinhalteplan München alle wesentlichen der dort aufgeführten Maßnahmen entweder bereits umgesetzt, in den Maßnahmekatalog aufgenommen bzw. für diesen geprüft oder aufgrund der rechtlichen Bedingungen nicht weiter verfolgt wurden.

Angesichts der hier aufgezeigten fachlichen Problematik bei der lufthygienischen Bewertung von Maßnahmen im Rahmen der Luftreinhalteplanung ist die im o.a. Schreiben formulierte Haltung des Bayerischen Landesamtes für Umweltschutz nachvollziehbar. Dies betrifft insbesondere die Aussage, dass für eine qualifizierte lufthygienische Bewertung der Maßnahmen eine entsprechende Bewertung der jeweiligen verkehrlichen Auswirkungen im Rahmen verkehrlicher Gutachten bzw. Prüfungen erforderlich ist. Sind die für eine quantitative Prüfung notwendigen Angaben nicht verfügbar, sollte lediglich eine qualitative Beurteilung abgeben werden.

Angesichts der derzeit verfügbaren Aussagen zu den verkehrlichen Auswirkungen schlägt daher das RGU vor, in einem ersten Schritt die aufgeführten Maßnahmen in einer Tabelle zusammen zu fassen und anhand der Bewertungsmatrix aus Anlage 3 zumindest qualitativ zu bewerten.

Sollten im Rahmen weiterer Untersuchungen z.B. zum Verkehrsentwicklungsplan oder auch bei den Arbeiten im Rahmen der Fortschreibung des Luftreinhalteplans konkrete Angaben zu verkehrlichen Auswirkungen vorliegen, werden diese umgehend an das Bayerische Landesamt für Umweltschutz zur quantitativen Beurteilung geleitet.
Parallel dazu wird das RGU die Grundlagen zu dieser Bewertungsmatrix im Hinblick auf die Münchener Situation analysieren und darauf aufbauend den unter Punkt 5 des Beschlusses der Vollversammlung vom 28.07.2004 geforderten Behandlungsvorschlag bezüglich der Vergabe eines eigenen Gutachtens im Sinne des Antrags Nr. A 01615 entwickeln.

Zusammenfassung:

Zusammenfassend ist festzustellen, dass alle Punkte des Beschlusses der Vollversammlung vom 28.07.2004 (s. Anlage 2) in Bearbeitung sind. Aufgrund der komplexen Thematik und der teilweise formulierten Daueraufträge (z.B. Punkt 3 und Punkt 6 des Beschlusses) kann jedoch nur der Punkt 2 als abschließend erledigt betrachtet werden; die weiteren Antragspunkte bleiben aufgegriffen.

Die Regierung von Oberbayern hat bis jetzt noch keine Vorschläge über die Fortschreibung des Luftreinhalteplans und insbesondere über die Einbeziehung der Umlandlandkreise und der Umlandgemeinden unterbreitet. Das Bayerische Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz hat bislang noch keine Antwort über dessen Aktivitäten auf Ebene des Bundes und der EU hinsichtlich einer wirksamen Reduzierung der verkehrsbedingten Emissionen durch legislative Maßnahmen gegeben
2.
Antrag „Die schlechte Luft ist das Problem - nicht die Grenzwerte“ der Stadtratsfraktion Bündnis90/Die Grünen/RL

Der Antrag „Die schlechte Luft ist das Problem - nicht die Grenzwerte“ beinhaltet komplexe und umfassende Vorschläge und Ansätze zur Reduzierung der Luftbelastung in München, die in der bislang zur Verfügung stehenden Zeit nicht abschließend bearbeitet werden konnten. Zu den einzelnen Punkten dieses Antrags können zum derzeitigen Bearbeitungsstand entsprechend der Stellungnahmen des Referates für Stadtplanung und Bauordnung, des Kreisverwaltungsreferates, des Baureferates sowie der Münchner Verkehrsgesellschaft MVG aber folgende Aussagen gemacht werden:

Das Kreisverwaltungsreferat führt in seiner Stellungnahme einleitend aus:
“Im Rahmen der Arbeiten zur Erstellung des Entwurfs des Luftreinhalteplans München wurde aufgrund neuester Untersuchungsergebnisse die starke Verflechtung der Landeshauptstadt München mit dem Umland aufgezeigt sowie Verkehrszuwächse mit den daraus zu erwartenden Auswirkungen auf die lufthygienische Situation im Stadtgebiet München prognostiziert. Dies zeigt deutlich, dass das Thema Luftreinhaltung die Verkehrspolitik und das Verkehrsmanagement in ihrer Gesamtheit betrifft. Die Stellungnahme des Kreisverwaltungsreferates behandelt nur die Punkte des Antrages von Bündnis 90/DIE GRÜNEN/Rosa Liste; sie stellt daher keine vollständige Behandlung des komplexen Themas dar. Dabei werden die Themen behandelt, bei denen das Kreisverwaltungsreferat betroffen ist wie bei der City – Maut, dem Parkraummanagement und der Unterpunkte des Verkehrsmanagements wie Gezielte Verlängerung der Sperrzeiten der Lichtsignalanlagen, Begleitende Maßnahmen der Verkehrsordnung, Verhandlungen mit der Autobahndirektion und schließlich Ausarbeitung und Umsetzung einer großräumigen telematikgestützten Verkehrssteuerungsstrategie.“


2.1 
City-Maut

Aus Sicht des Referates für Stadtplanung und Bauordnung sind zur City-Maut folgende verkehrsplanerische Aspekte zu berücksichtigen:
Die City-Maut beschreibt eine äußerst restriktive verkehrsbeschränkende Maßnahme, gegen deren Einsatz viele Einwände bestehen. Die Verwaltung hat deshalb zunächst bei der Benennung von Maßnahmen für den Münchner Luftreinhalteplan auf solche gesetzt, deren Einführung ohne größere Hindernisse relativ rasch möglich ist. 

An dieser Stelle wird auf das Instrument Parkraummanagement verwiesen. Die Einführung einer flächendeckenden Bewirtschaftung aller Straßenrandstellplätze innerhalb des Mittleren Rings nach dem im Lehel und Schwabing erfolgreich erprobten Maßnahmemix entspräche einer moderaten Verkehrsbeschränkung, deren Auswirkungen und Zielgenauigkeit aufgrund der Untersuchungen im Forschungsprojekt MOBINET erkennbar sind 
(s. a. Ziffer 2.3).

Außerdem sieht die Landeshauptstadt München in der Stellplatzbeschränkung für Nichtwohnnutzungen eine wirksame Maßnahme zur Eindämmung des in die Innenstadt einströmenden Kfz-Verkehrs. Die Erwartung der Beschäftigten, Kundinnen und Kunden, Besucherinnen und Besucher am Zielort keinen – oder zumindest keinen kostenlosen – Parkplatz zu finden, ist ein gewichtiges Motiv zur Nutzung Öffentlicher Verkehrsmittel. So ist es mit der Stellplatzbeschränkungssatzung gelungen, die Einfahrten über den Mittleren Ring bzw. den Altstadtring zu reduzieren obwohl der täglich über die Stadtgrenze einströmende Kfz-Verkehr weiter angestiegen ist. Die Landeshauptstadt München fordert daher vom Freistaat Bayern, bei der vorgesehenen Novellierung der Bayerischen Bauordnung die Möglichkeit der Stellplatzbeschränkung zu erhalten.

Mögliche verkehrliche und lufthygienische Auswirkungen von Zufahrtsbeschränkungen für die Innenstadt wurden 1995 im Rahmen des Verkehrsminderungskonzeptes für die Landeshauptstadt München und 1997 im Rahmen des Immissionsentlastungskonzeptes untersucht.

Während das Verkehrsminderungskonzept für den Prognosehorizont 2005/2010 im Falle einer Zufahrtsbeschränkung zur Altstadt und einer Straßenbenutzungsgebühr für den Bereich innerhalb des Mittleren Rings ein Minderungspotenzial von ca. 5 % des Gesamtverkehrs (Binnen-, Quell- und Zielverkehr) in München ausweist, führen im Immissionsentlastungskonzept die Sperrungen verschiedener Emissionsentlastungszonen für nicht schadstoffarme Fahrzeuge zu einer Entlastung von ca. 2 % des Gesamtverkehrs (Binnen-, Quell- und Zielverkehr) der Stadt im Jahr 1997.

Bezogen auf den Gesamtverkehr der Stadt München (Binnen-, Quell- und Zielverkehr) ergaben sich in der Potenzialabschätzung beider Konzepte also nur geringe Minderungssätze bzgl. des Verkehraufkommens.

Neben den geringen verkehrlichen Wirkungen als auch dem mit der Umsetzung verbundenen organisatorischen Aufwand (Überwachung, Vergabe Ausnahmegenehmigungen, Kontrolle) sprechen derzeit weitere Gründe gegen eine Umsetzung der o. g. Maßnahmen:

Verkehrsminderungskonzept (1995)

· Der Mittlere Ring als Grenze für die Zufahrtsbeschränkung ist äußerst problematisch, da es bereits heute deutliche Grenzwertüberschreitungen in markanten Bereichen des Mittleren Rings gibt und die Belastungen durch eine Beschränkungszone innerhalb des Mittleren Rings trotz Ausbaumaßnahmen deutlich zunehmen würden. 
Zahlreiche Zufahrten am Mittleren Ring würden bei Sperrung Umwegfahrten und somit Mehrverkehr erforderlich machen.

· Zu kleine Zeitfenster würden zeitliche Verlagerungen des Verkehrs, womöglich auch in die Abend- und Nachtstunden zur Folge haben.

· Es existieren 77 Zufahrten vom Mittleren Ring in die Innenstadtrandgebiete, die kontrolliert werden müssten.

· Außerdem fehlt bislang die rechtliche Grundlage für eine Umsetzung dieser Maßnahme.


Der Vergleich mit anderen europäischen Städten (z. B. London, Stockholm, Helsinki, Edinburgh), die bereits eine City-Maut eingeführt haben, ist nicht so einfach möglich, da das Gebiet innerhalb des Mittleren Rings als Beschränkungszone ca. 40 km² groß und damit z. B. ca. doppelt so groß wie die Mautzonenfläche in London ist. Außerdem existieren zahlreiche Zufahrten zum Mittleren Ring, die kontrolliert werden müssten. 

Immissionsentlastungskonzept (1997)

· Der Anteil nicht schadstoffarmer Kfz sinkt kontinuierlich durch technische Weiterentwicklung.

· Die Unterscheidung schadstoffreicher Kfz von schadstoffarmen Kfz erfordert einen unverhältnismäßig hohen Überwachungsaufwand.

· Die Grenzwerte der 22. BImSchV erfordern einen neuen, restriktiveren Ansatz.


Das Kreisverwaltungsreferat verweist auf diese Stellungnahme des Planungsreferates und hat diesen Ausführungen aus seiner Sicht nichts mehr weiter hinzuzufügen.


Da momentan jedoch u.a. wegen der hohen Grundbelastung noch nicht absehbar ist, ob mit den im Luftreinhalteplan vorgesehenen sog. push-and-pull-Maßnahmen zur Beeinflussung der Verkehrmittelwahl (Förderung der Verkehrsmittel des Umweltverbunds in Verbindung mit einem zielgerichtetem Parkraummanagement) sowie den weiterzuentwickelnden und umzusetzenden Konzepten für eine ausgewogene Siedlungsentwicklung in der Region die Erreichung der Umweltstandards und die Bewältigung der Verkehrsprobleme möglich ist, sollten jedoch auch inhaltliche Überlegungen zu den Voraussetzungen für weitere Maßnahmen, wie etwa der City-Maut, miteinbezogen werden.

Die Verwaltung schlägt deshalb vor, in einem ersten Schritt die Konzepte zu Mauterhebungen vergleichbarer europäischer Städte dahingehend zu untersuchen, ob sich Ansätze, die ggf. auf die Münchner Situation übertragbar wären, bieten. Dabei sollten sowohl die verkehrliche Ausprägung (Umgriff, Zielgruppen), die Umsetzungskomponenten (Überwachung, Kontrolle, rechtliche Voraussetzungen) als auch die verkehrlichen und lufthygienischen Auswirkungen analysiert werden. 

Ergänzend zu dieser Analyse der Situation in anderen europäischen Großstädten sind die rechtlichen Rahmenbedingungen sowohl für die Mauterhebung selbst als auch für eine unmittelbare Finanzierung des ÖPNV-Angebotes in München zu erörtern.


2.2. Straßenbau

Das Baureferat führt dazu aus, dass die konzeptionelle Planung des Straßennetzes und dessen Weiterentwicklung dem Referat für Stadtplanung und Bauordnung obliegt. Dieses entscheidet in wieweit eine Straßenmaßnahme für die Stadtentwicklung  notwendig ist. Das Baureferat als ausführendes Referat vollzieht dann lediglich die Vorgaben des Planungsreferates. Dieses stellt dazu fest:

Nach der öffentlichen Diskussion des Entwurfes für das Handlungskonzept des Verkehrsentwicklungsplanes im Jahr 2004 soll dieser im Frühjahr 2005 dem Stadtrat vorgelegt werden.

Die darin enthaltenen investiven Maßnahmen im Bereich des ÖPNV und für das Straßennetz sind wichtige Voraussetzungen, um den Anforderungen aus den neuen Umgebungslärm- und Luftqualitätsrichtlinien dabei gerecht zu werden. Die entwickelten Netzkonzepte sehen eine Bündelung und Funktionsfähigkeit des Pkw- und Lkw-Verkehrs auf dem Hauptstraßennetz außerhalb des Mittleren Rings und eine stadtverträgliche Verkehrsabwicklung innerhalb des Mittleren Rings vor.

Dieses Maßnahmenbündel, über das der Stadtrat im Rahmen der Beschlussfassung zum Verkehrsentwicklungsplan zu entscheiden hat, wurde im Wesentlichen auch in den Entwurf des Luftreinhalteplanes für München übernommen.

Die im Antrag geforderte Streichung sämtlicher noch in Planung befindlicher Straßenbauvorhaben würde dem insbesondere durch die Strukturentwicklung im Umland entstehenden Verkehr nicht gerecht und würde der Leitlinie des Verkehrsentwicklungsplanes „Erhaltung und Verbesserung der Mobilität für alle Verkehrsteilnehmer durch eine stadtverträgliche Verkehrsbewältigung“ zuwiderlaufen. 

Wichtige Maßnahmen, deren Finanzierung gesichert, deren Ausbau zur Zeit erfolgt bzw. absehbar ist und die zur Entlastung von Wohn- und Einkaufsbereichen dienen oder auch zur Erschließung von beabsichtigten Baugebieten notwendig sind:

· A 99 West zwischen Anschlussstelle Lochhausener Straße und A 96 mit der Anbindung Germering (B 2 neu)

· A 9 2x3 streifiger Ausbau zwischen Autobahnkreuz Nord und Frankfurter Ring

· A 9 2x4 streifiger Ausbau zwischen Autobahnkreuz Nord und Autobahnkreuz Neufahrn

· Nordumgehung Pasing

· Neutrassierung der Bergson-, Obere Mühl- und Lochhausener Straße

· Planfreie Bahnquerung Ludwigsfelder Straße


Aufgrund dieser verkehrsplanerischen Aspekte sowie der z. T. erheblichen lokalen Immissionsentlastungen und der möglichen entlastenden Effekte der Verkehrsbündelung im nachgeordneten Straßennetz, also vor allem in den Wohngebieten, sollte eine generelle Streichung von Straßenbauvorhaben im Luftreinhalteplan nicht erfolgen. Bei den einzelnen Maßnahmen sollten jedoch die möglichen negativen Auswirkungen analysiert und abgewogen werden. Die Maßnahmen im Fernstraßennetz fallen nicht in den Zuständigkeitsbereich der Landeshauptstadt München und können allein schon von daher von ihr nicht gestrichen werden.


Ergänzend dazu führt die MVG aus, dass zur Steigerung der Attraktivität des Busverkehrs die Instandsetzung sämtlicher Straßenzüge, die auch vom ÖPNV benutzt werden, wünschenswert ist.

Die Einrichtung bzw. Verlegung von Haltestellen nach dem vom Stadtrat beschlossenen barrierefreien Ausbaustandard sollte angegangen werden. Um das Umbauprogramm umzusetzen, ist hierzu ein geschätzter jährlicher Etat der LHM von mehreren Millionen Euro erforderlich. Die Verantwortung für Planung, Finanzierung und Bau liegt nach dem bayerischen Straßen- und Wegegesetz beim Straßenbaulastträger, Baureferat der LHM.


2.3 Parkraummanagement

Mit Beschluss der Vollversammlung des Stadtrates vom 6.10.1999 „Parkraummanagement in München“ wurde die Verwaltung beauftragt, flächendeckend innerhalb des Mittleren Rings Konzepte zum Parkraummanagement zu entwickeln sowie für Gebiete außerhalb des Mittleren Rings mit vergleichbaren Parkproblemen Bewirtschaftungsmaßnahmen vorzuschlagen. Nach der erfolgreichen Erprobung von Maßnahmekonzepten in den drei Pilotgebieten „Südliches Lehel“, „Altschwabing“ und „Schwabing Mitte“ im Rahmen des Forschungsprojektes MOBINET wurden diese in erster Priorität auf den Stadtbezirk Au-Haidhausen, sowie das Mittlere und Nördliche Lehel übertragen. Die Umsetzung der Maßnahmen in die Praxis wird voraussichtlich im Frühjahr 2005 abgeschlossen sein. Außerdem wurde mit Beschluss der Vollversammlung des Stadtrates vom 23.07.2003 eine zweistufige Prioritätenreihung beschlossen, wobei die an die bestehenden Bewirtschaftungsgebiete angrenzenden Bereiche des 4., 12., 2. und 13. Stadtbezirks in die erste Prioritätsstufe aufgenommen wurden. 

Vom Stadtrat und von der Verwaltung wird festgestellt, dass das erprobte Instrument der Parkraumbewirtschaftung ein geeignetes verkehrsplanerisches Instrument ist, um den ruhenden und fließenden Verkehr innerhalb des Mittleren Rings zu steuern. Auch unter den Bewohnern und Gewerbetreibenden, einschließlich derer Vertretungen wie der IHK und HWK, stößt das Instrument auf Zustimmung und dementsprechender Forderung nach rascher Ausweitung. Nunmehr liegt der Verwaltung ein entsprechender Auftrag vor, dem Stadtrat im Herbst 2004 eine Zeitschiene für den Realisierungsplan weiterer Gebiete vorzulegen. Dieser Antrag wird zum Anlass genommen, die bisherige Umsetzung zu analysieren und beschleunigende Maßnahmen vorzuschlagen. Der Stadtrat kann allerdings aufgrund noch erforderlicher Abstimmungen erst Anfang 2005 mit den Vorschlägen in einer separaten Vorlage befasst werden.

Das Kreisverwaltungsreferat, das sich diesen Ausführungen des Planungsreferates anschließt, führt ergänzend aus:

Die Notwendigkeit der „Verschärfung von Kontrollen“ war auch ein wesentliches Ergebnis der MOBINET - Versuchsprojekte. Diese Ergebnisse zeigten, dass ohne eine ständige und intensive Überwachung der einzelnen Parkraummanagementgebiete das Gesamtsystem nicht funktionieren kann.

Die Verkehrsüberwachung der Landeshauptstadt München (KVÜ) betreut heute bereits weite Teile der vom Stadtrat beschlossenen neuen Parkraummanagementgebiete. Durch sukzessive Einführung weiterer flächendeckender Lizenzierungsmaßnahmen im Stadtgebiet weitet sich nicht nur das Überwachungsgebiet deutlich aus; es muss zudem der Kontrollaufwand in den bestehenden Überwachungsgebieten intensiviert werden, da mit Einführung der Bewirtschaftung wesentlich mehr Regelungen kontrolliert werden müssen. Die Erfahrung in den bestehenden Gebieten hat zudem gezeigt, dass eine wirksame Parkraumbewirtschaftung steht und fällt mit einer konsequenten, ständigen und intensiven Überwachung. Die kommunale Verkehrsüberwachung gewährleistet durch ein flexibles Einsatzkonzept in den bestehenden Parklizenzgebieten die notwendige Kontrolldichte. Bei der Ausweitung des Parkraummanagements auf weitere Gebiete ist es aber unverzichtbar, die Personalstärke der KVÜ den veränderten Überwachungsumfang entsprechend anzupassen.


2.4 Verkehrsmanagement

Für einen Wirtschaftsstandort wie den Ballungsraum München ist eine leistungsfähige Verkehrsabwicklung eine zwingende Voraussetzung. Das Kreisverwaltungsreferat hat aus diesem Grunde das Thema „kooperatives Verkehrsmanagement“ in den vergangenen Jahren vorangetrieben. In Mobinet wurden intelligente Lösungsansätze erarbeitet, um eine dauerhafte und stadtverträgliche Mobilität zu erhalten. Hierzu zählen ein verkehrsmittelübergreifendes Verkehrsmanagement, innovative Verkehrstechnologien ebenso wie neuartige Mobilitätsdienste. Mobinet entwickelte Mobilitätslösungen und zeigte Innovationen auf

· im Schienennahverkehr 

· bei Schnittstellen im öffentlichen Verkehr 

· bei multimodalen Reiseketten 

· bei der Mobilitätsberatung

· im Parkraummanagement

· bei P + R und B + R


Zu den einzelnen Vorschlägen des Antrages 02-08 / A 01849 der Stadtratsfraktion Bündnis90/Die Grünen/RL ist aus Sicht des Planungs- und Kreisverwaltungsreferates auszuführen:

Zuflussdosierung und gezielte Verlängerung von Sperrzeiten an Lichtzeichenanlagen (LZA)

Untersuchungen zum Verkehrsentwicklungsplan zeigen, dass insbesondere die zunehmende Einwohner- und Arbeitsplatzentwicklung im Umland von München zu einer deutlichen Zunahme des Motorisierten Individualverkehrs und des ÖPNV führen wird.

Die Diskussion und Entwicklung des Verkehrsentwicklungsplanes können nur mit dem Ansatz einer gesamtheitlichen Flächennetzbetrachtung in München und im Münchner Umland stattfinden, um die beste Strategie für die zukünftige Mobilität zu finden.

Maßnahmen im Sinne einer Zuflussdosierung würden diesem Ansatz zuwiderlaufen und die Verkehrsprobleme lediglich an die Stadtgrenzen oder ins benachbarte Umland verlagern. Sie stellen für die strukturbedingten Verkehrszuwächse keine Lösung dar.

Das Kreisverwaltungsreferat vertritt aus seinem Zuständigkeitsbereich eine ähnliche Auffassung und führt dazu aus:

Verkehrliche Einschränkungen, wie z.B. die im Antrag geforderte Zuflussdosierung oder Drosselung des Zuflusses inklusive der gezielten Verlängerung von Sperrzeiten LZA auf allen Zulaufstrecken wie auch den Autobahnen zum Stadtgebiet sind nicht zielführend, da durch solche Maßnahmen auch nicht auf den öffentlichen Verkehr (ÖV) verlagerbare Verkehre wie der Wirtschaftsverkehr erheblich beeinträchtigt würden. Das Kreisverwaltungsreferat lehnt daher Maßnahmen zur Zuflussdosierung ab. Nach Auffassung des Kreisverwaltungsreferates führt Zuflussdosierung zur Staubildung. Die daraus resultierende Schadstoffmehrbelastung macht nicht an der Stadtgrenze Halt und wirkt insoweit den Zielen der Antragsstellerin entgegen. 

Anstelle dessen wird das Kreisverwaltungsreferat den bisher erfolgreich beschrittenen Weg des Verkehrs- und Mobilitätsmanagements weiter gehen. Ziel ist die Entwicklung von tageszeitlich bzw. räumlich differenzierten Steuerungsstrategien und damit die intelligente Lenkung des Verkehrs (dazu vgl. auch unten „Ausarbeitung und Umsetzung.......“). 

Verkehrssteuerungsstrategie

Eine großräumige telematikgestützte Verkehrssteuerungsstrategie kann nur in Verbindung mit dem dafür ausgebauten ÖPNV- und Straßennetz und den Maßnahmen des Parkraummanagements umgesetzt werden. Inwieweit dadurch eine Verbesserung und Verflüssigung des Verkehrs erreicht werden kann, bleibt abzuwarten. Untersuchungen haben ergeben, dass durch eine Umlenkung und bessere Routenverteilung lediglich eine Leistungssteigerung von ca. 5 % bis 7 % auf Autobahnen erreicht werden kann bei gleichzeitiger geringer Verkehrsverflüssigung im Stadtgebiet.  

Begleitende Maßnahmen der Verkehrsordnung zur Verhinderung von Schleichverkehr in die Wohngebiete:
Das Kreisverwaltungsreferat hat in der Vergangenheit durch die Umsetzung von verkehrsordnenden Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung wesentlich dazu beigetragen, die Bewohner in Wohngebieten von Lärm- und Abgasen zu entlasten und diesen Verkehr auf den Hauptverkehrsstraßen zu bündeln. Dazu gehörten neben der flächendeckenden Ausweisung von Tempo-30-Zonen in den Wohngebieten eine Reihe von Einzelmaßnahmen wie z.B. in Schwabing, im  Westend, in Aubing und in jüngster Zeit in der Parkstadt Bogenhausen. Auch mit der Einführung des Parkraummanagements wird überflüssiger Parksuchverkehr wirksam verhindert und damit zu einer Entlastung der Wohngebiete von Lärm und Schadstoffen beigetragen.


Verhandlungen mit der Autobahndirektion zur Drosselung des Zuflusses über die stadtzuführenden Autobahnen:

Das Kreisverwaltungsreferat verweist hier auf seine obigen Ausführungen zum Punkt „Zuflussdosierung und gezielte Verlängerung .......“.

Warnhinweise an die Bevölkerung 

Die relevanten Grenzwerte sind als Jahresmittelwerte bzw. bei den Tagesmittelwerten in Form von Überschreitungshäufigkeiten (z.B. 35 Überschreitungen pro Jahr) definiert. Insofern können die hier geforderten Warnhinweise nicht unmittelbar abgeleitet werden. Die Verwaltung wird daher einen Vorschlag entwickeln, wie man eine derartige Information inhaltlich und technisch durchführen könnte und diesen dem Stadtrat zur Beschlussfassung vorlegen.


Ausarbeitung und Umsetzung einer großräumigen telematikgestützten Verkehrssteuerungsstrategie und Mobilitätsmanagement:

Da wie oben dargestellt die von der Antragstellerin vorgeschlagenen Maßnahmen u.a. einer Zuflussdosierung zur Schadstoffreduzierung nicht zielführend sind, schlägt das Kreisverwaltungsreferat Schadstoffreduktion durch intelligente telematikgestützte Verkehrssteuerung und durch das Mobilitätsmanagement vor. 

Durch den Einsatz moderner Verkehrssteuerungseinrichtungen auf den stadtnahen 
Autobahnen und im städtischen Straßennetz ist es in den vergangenen Jahren gelungen, dem ansteigenden Verkehrsaufkommen entgegen zu wirken. Aber auch flankierende „weiche Maßnahmen“ werden zukünftig einen wichtigen Beitrag zur dauerhaften Aufrechterhaltung der Mobilität leisten. Ziel des Kreisverwaltungsreferates ist es, die Steuerung des Verkehrs mittels „harter“ angebotsorientierter Maßnahmen durch die Steuerung des Mobilitätsverhaltens mittels „weicher“ nachfrageorientierter Maßnahmen zu ergänzen und zu unterstützen. Dadurch soll eine Änderung des Mobilitätsverhaltens erreicht werden mit dem Ziel einer Verkehrsvermeidung und schließlich auch einer Verkehrsverlagerung auf die Verkehrsmittel des Umweltverbundes.

Dies reduziert die Häufigkeit von Überlastungserscheinungen der Infrastruktur und die Anzahl von Störfällen. Auf diese Weise wird das klassische Management des Verkehrs, dessen Herzstück die Verkehrszentrale darstellt, ergänzt und unterstützt. Zur Sicherung dieser Effekte müssen gewonnene Kapazitäten zur Verflüssigung des Verkehrs genutzt werden.

Folgende Maßnahmen sind daher im Bereich der Verkehrssteuerung schon umgesetzt oder geplant:

· Auflösung der gruppenorientierten Programmschaltungen an LZA in Einzelanlagenbeeinflussung. Dies bietet die Möglichkeit, schneller und effizienter auf Störungen an Kreuzungen reagieren zu können und ungewünschte Nebeneffekte an benachbarten LZA zu minimieren.

· LZA zur Beschleunigung des ÖPNV

· Verkehrsabhängige Steuerung von Lichtzeichenanlagen zur bedarfsorientierten Verteilung von Freigabezeiten

· Untertunnelung weiter Teile des Mittleren Ringes und verkehrlicher Rückbau der Oberflächen mit entsprechender Aufwertung des Wohnumfeldes 

· Geplante Wechselwegweisungen im Münchener Norden im Bereich der Allianz-Arena. 

· Alternativroutensteuerung ins Zentrum am Beispiel der A 8

Diese Maßnahmen erfordern erhebliche finanzielle Anstrengungen. Dennoch wird das KVR im Rahmen der verfügbaren Mittel in der Zukunft diesen Weg konsequent weiter gehen und durch intelligente Verkehrssteuerung und –lenkung seinen Beitrag zur Reduktion der Schadstoffe leisten.

Eine weitere Säule des Verkehrsmanagements der LHM bildet der Bereich der Verkehrsinformation. Im Zuge des weiteren Ausbaus der Verkehrszentrale München wird  insbesondere die Steuerung des Verkehrs durch Information einen verstärkten Beitrag zur Entlastung des Stadtgebietes von unnötigen Verkehren und zu einer Entzerrung der besonders schadstoffträchtigen Verkehrsspitzen leisten können.

Mit den genannten Maßnahmen des Verkehrs- und Mobilitätsmanagements verfolgt das KVR den Ansatz trotz eines ständig steigenden Mobilitätsbedürfnisses den Verkehr in der Zukunft stadtverträglicher zu gestalten und gleichzeitig die vom motorisierten Individualverkehr (MIV) ausgehenden Schadstoffbelastungen zu reduzieren. 


2.5 Radverkehr

Nach Umsetzung des Verkehrsentwicklungsplanes „Radverkehr“ mit Fortschreibung des Realisierungsnetzes „Radfahrverbindungen“ steht dem Radverkehr ein flächendeckendes, engmaschiges und z. T. beschildertes Netz von Radfahrverbindungen zur Verfügung. Als ein weiteres bedeutsames Element der Radverkehrsförderung ist auch der Beschluss des Ausschusses für Stadtplanung und Bauordnung „Fahrradstellplatzkonzept, Ergebnis des Gutachtens, Weiteres Vorgehen“ vom 19.05.2004 zu werten. Im Interesse der Förderung des Rad- und Fußverkehrs wurde hier eine Bedarfsabschätzung für attraktive und zielnahe Fahrradstellplätze im öffentlichen Raum vorgenommen. Die Vorschläge für vorrangig zu realisierende Maßnahmen wurden für das Stadtzentrum sowie für die im Zentrenkonzept definierte Stadtteil- und Quartierszentren erarbeitet. Dabei wurden Fragen der stadtgestalterischen Verträglichkeit sowie der konkreten Realisierbarkeit berücksichtigt. Diese Vorschläge werden nunmehr vom Baureferat in Zusammenarbeit mit den betroffenen Bezirksausschüssen in ein Handlungsprogramm überführt, welches hinterlegt mit Prioritäten und Kostenabschätzungen für die Umsetzung dem Stadtrat in der ersten Hälfte 2005 zur Beschlussfassung vorgelegt werden soll.

Aktuelle Fahrradstadtpläne und Marketingkampagnen für den Radverkehr sind weitere integrale Bestandteile der Radverkehrsförderung.


2.6 ÖPNV

Im gültigen Nahverkehrsplan der Landeshauptstadt München (Beschluss der Vollversammlung des Stadtrates vom 01.10.2003) sind eine Vielzahl von Infrastrukturmaßnahmen im Bereich des ÖPNV und (nachrichtlich) auch im S-Bahn-System enthalten, mit deren Realisierung sich positive Effekte auf die Luftreinhaltung ergeben werden. Zudem sind im Nahverkehrsplan Qualitätsstandards definiert, die auch umweltpolitische Aspekte umfassen. So dürfen z. B. alle neu zu beschaffenden Fahrzeuge die jeweils geltenden EU-Grenzwerte für Stickoxide und Partikel (gegenwärtig EURO 3) nicht überschreiten.

Die U-Bahn stellt das städtische Haupterschließungssystem im ÖPNV dar, welches es durch Realisierung der im Nahverkehrsplan enthaltenen Ausbaumaßnahmen (U1-West, U3-Nord, U5-West, U4-Ost, U6-Ertüchtigung im Stadtgebiet und weiterer Ausbau im Umland) weiter zu verbessern und auszubauen gilt. Sofern dem zuständigen Baureferat, HA U-Bahn-Bau auch künftig die notwendigen finanziellen Mittel zur Verfügung stehen, könnte das derzeit geplante U-Bahn-Netz mit einer Gesamtlänge von ca. 108 km bis zum Jahr 2013/14 realisiert sein.

Die Zuständigkeit zur Realisierung der im Nahverkehrsplan der LHM enthaltenen Tram-Neubaustrecken liegt bei der Stadtwerke München GmbH (s. dazu untenstehende Ausführungen). Inwieweit die Strecken mit erhöhter Priorität vorangetrieben werden können, ist dabei insbesondere abhängig von den Planungskapazitäten, den zur Verfügung stehenden finanziellen Mitteln sowie der Durchsetzbarkeit (vgl. Tram-Nordtangente).

Mit Beschluss des Ausschusses für Stadtplanung und Bauordnung vom 19.05.2004 wurde das Planungsreferat beauftragt, sich im Benehmen mit dem Baureferat und der SWM GmbH/ MVG mbH an den weiteren Untersuchungen zur Konkretisierung einer Pilotstrecke der Stadt-Umland-Bahn im Rahmen der gegebenen personellen und finanziellen Möglichkeiten sowie in Abhängigkeit von der Mitwirkungsbereitschaft der beteiligten Umlandgemeinden und Landkreise zu beteiligen. Die für Ende diesen Jahres vorgesehene Entscheidung der MVV-Gesellschafterversammlung zum weiteren Vorgehen bleibt nunmehr abzuwarten.

Die Beschleunigung der Tram ist im wesentlichen abgeschlossen; im Einzelfall noch bestehende Optimierungsmöglichkeiten sollten jedoch genutzt werden. Vor dem Hintergrund der im Dezember vorgesehenen Einführung des neuen Münchner Busnetzes (Ergebnis des MVG-Projektes TopBus) werden seitens der MVG mbH umfangreiche Maßnahmen zur Busbeschleunigung geplant, die im Rahmen einer neu eingerichteten interfraktionellen Arbeitsgruppe abgestimmt werden sollen.

Zum Ausbau der ÖPNV-Oberflächenverkehrsmittel Tram und Bus hat die Stadtwerke München GmbH ergänzend folgendes mitgeteilt:

Ausweitung des Tramnetzes:

Tram 23
Das Planfeststellungsverfahren ist bereits eingeleitet und eine schnellstmögliche Realisierung ist angestrebt. Die Einhaltung des Zeitplans hängt im wesentlichen vom Verfahrensablauf der Regierung von Oberbayern ab. Ein zentraler Punkt für den Erfolg im Rahmen der Bauphase ist die enge und kooperative Zusammenarbeit mit dem Baureferat v. a. für die Gewerke Straßenbau, Hochbau und Brückenbau.

Tram St. Emmeram
Mit den Arbeiten zur Überplanung wurde bereits begonnen. Ein AK hierzu wurde eingerichtet, in dem die jeweiligen betroffenen Referate entsprechend vertreten sind. Es ist beabsichtigt, im Frühsommer 2005 den Stadtrat im Rahmen einer Vorlage damit zu befassen. 

Tramverlängerung zum Bahnhof Pasing
Das Projekt ist stark abhängig von den Planungen der LHM zur Umgestaltung des gesamten Bahnhofbereiches Bäcker-/Gleichmannstr. und der Realisierung der Nordumgehung Pasing (NUP). 

Ein Vorentwurf in Abstimmung mit dem Planungs- und Baureferat wird zur Jahreswende erstellt sein und dem Stadtrat vorgelegt werden.

Tram Westtangente
Dreh- und Angelpunkt für die Umsetzung ist die Realisierung der Umweltverbundröhre (UVR), die Vorplanungen hierzu wurden von der SWM/MVG im Juni diesen Jahres fertig gestellt. Die Federführung für die Planung, Finanzierung und Genehmigung des Bauwerkes liegt beim Baureferat in enger Abstimmung mit dem Planungsreferat und der SWM/MVG. 

Von der Aufnahme des zentralen Verknüpfungsbauwerkes (UVR) in das Planfeststellungsverfahren der Bahn für die 2. S-Bahnstammstrecke hängen die weiteren Realisierungsschritte der Westtangente ab.

Infrastrukturmaßnahmen zur Busbeschleunigung:
Bislang liegt noch kein abgestimmtes Finanzierungskonzept Busbeschleunigung zwischen LHM und SWM vor. In jeden Fall werden zusätzlich zu den Investitionen für den ÖPNV Mittelzuwendungen vom Straßenbaulastträger notwendig, analog zum Programm Trambeschleunigung.

Trambeschleunigung „echte Vorfahrtschaltung“
Aus Sicht des ÖPNV-Betreibers sind „echte Vorfahrtschaltungen“ für die Trambeschleunigung wünschenswert. Die Beschleunigungsprojekte wurden bislang weitgehend von den SWM mit Fördermitteln unterstützt. Aufgrund der teilweise hohen Verkehrsbelastung und der deutlichen Berücksichtigung auch anderer Verkehrsmittel (vor allem MIV) stellen die Beschleunigungsmaßnahmen bisher lediglich Kompromisse dar und führten nicht überall zu einer „echten Vorfahrtschaltung“.

Zur Umsetzung aller ÖPNV-Projekte ist für die zeitnahe und effektive Abwicklung besonders die entsprechende personelle Mitarbeit in den entsprechenden Referaten von der LHM entscheidend.


2.7 Nahmobilität/Stadtteilplanung 

Aufbauend auf den Verkehrsberuhigungskonzepten der 80-er Jahre wurden von 1985 bis 1994 im Stadtgebiet 322 Tempo-30-Zonen eingeführt, die fast 80 % der Stadtgebietsfläche ausmachen. Ziel war es, Wohngebiete vom Autoverkehr zu entlasten.

Allerdings stellt die zunehmend mangelnde Einhaltung sowie die dadurch erforderliche, jedoch nicht durchführbare ausreichende polizeiliche Überwachung der Geschwindigkeitsbegrenzungen in immer größerem Maße ein Problem dar. 

Mittlerweile werden verkehrsberuhigende Maßnahmen mit Hilfe von verkehrsordnenden und –lenkenden Mitteln ergriffen. Verkehrsberuhigungskonzepte mit umfangreichen baulichen Maßnahmen werden wegen der angespannten Haushaltssituation nur noch im Einzelfall durchgeführt.

Auch durch die Umsetzung von Maßnahmen des Verkehrsentwicklungsplanes lassen sich Wohn- und Aufenthaltsqualität sensibler Bereiche innerhalb des Mittleren Rings durch Umgestaltung des Straßenraums verbessern, wodurch die Lebensbedingungen der Bewohner gesteigert werden können. Die Konkretisierung solcher Überlegungen ist jedoch von den vorhandenen Finanzmitteln abhängig. 

Im Rahmen des Münchner Bündnisses für Ökologie wurden im Jahre 2001 unter der Schirmherrschaft des 3. Bürgermeisters und unter Mitwirkung zahlreicher gesellschaftlicher Gruppen 10 Leitprojekte für eine ökologische und nachhaltige Stadtentwicklung vorgeschlagen und dem Stadtrat zur Umsetzung empfohlen. Eines dieser Leitprojekte ist das „Stadtviertelkonzept Nahmobilität für die Ludwigs- und Isarvorstadt“ (Stadtratsbeschluss vom 22.11.2001).

Ziel des Projektes ist es, wirksame, einfache und kostengünstige Maßnahmen zu erarbeiten, um die Wege zu Fuß, mit dem Rad, mit Inline-Skates, mit dem Roller sowie dem öffentlichen Nahverkehr attraktiver zu machen und damit die Lebensqualität im Stadtteil zu erhöhen.

Im Rahmen des Projektes wurden mehr als 200 überwiegend kleinteilige und lokal bedeutsame Maßnahmenvorschläge erarbeitet, die momentan zusammen von Planungs-, Kreisverwaltungs- und Baureferat auf die Möglichkeiten und Kosten der Umsetzung hin geprüft werden. Der Stadtrat kann voraussichtlich Anfang 2005 mit dem Maßnahmenplan befasst werden, dessen sukzessive Umsetzung an die Finanzierungsmöglichkeiten der Stadt gebunden ist. Sodann kann auch entschieden werden, ob das Verfahren einer Stadtteilplanung mit dem Fokus auf die Nahmobilität, wie sie im Leitprojekt durchgeführt wurde, für die Übertragung auf andere Stadtteile geeignet ist. 



3. 
Weitere Aktivitäten

3.1 
Rechtsgutachten über die Umsetzung der 22. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes

Aufgrund vielfältiger offener Fragestellungen zu den rechtlichen Konsequenzen bei der Umsetzung der 22. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes hat sich die Konferenz der Umweltamtsleiter der größten deutschen Städte, also auch München, entschieden, ein Rechtsgutachten zu vergeben, bei dem u.a. die Rechte und Pflichten der Kommunen analysiert werden sollten. Dieses Rechtsgutachten wurde von Prof. Dr. Eckard Rehbinder, Johann Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt am Main erstellt und liegt seit Juli 2004 vor. 

In diesem umfangreichen Gutachten werden juristische Fragen und Aspekte zu den Immissionswerten, zum Luftreinhalteplan, zur Maßnahmenplanung, zur Maßnahmenumsetzung, zu den Konsequenzen, zu sonstigen Verfahren, Genehmigungen oder Anordnungen und zum Rechtsschutz behandelt. Die Ergebnisse eines Entwurfs dieses Gutachtens sind bereits in die Arbeiten zur Beschlussvorlage für die Vollversammlung vom 28.07.2004 eingeflossen.

Von besonderem Interesse sind die Pflichten der Gemeinde, die sich vereinfacht zusammengefasst wie folgt darstellen

Planaufstellung

Zuständig für die Aufstellung der Luftreinhaltepläne und Aktionspläne sind die Länder. Die Zuständigkeit der Kommunen umfasst:

· Bei Maßnahmen im Verkehrsbereich ist das Einvernehmen der (städtischen) Straßenverkehrs- und Straßenbaubehörden erforderlich. Diese sind an die Entscheidungsmaßstäbe des § 47 BImSchG gebunden. 

· Die (städtischen) Umweltämter, Straßenverkehrs- und Straßenbaubehörden können von den weisungsbefugten obersten Landesbehörden zu Ermittlungen herangezogen werden. Um im Rahmen ihrer Mitwirkung an der Planaufstellung ihre Maßnahmenvorstellungen untermauern zu können, werden sie faktisch dazu gezwungen sein, (ergänzend) Daten für die Maßnahmenplanung zu erheben. In diesen Fällen sind die Städte Kostenträger.


Planumsetzung:

Immissionsschutz und Straßenverkehr
Die Planumsetzung liegt zu einem erheblichen Teil in der Verantwortung der (städtischen) Immissionsschutzbehörden (Anlagenbereich) und Straßenverkehrsbehörden (Verkehrsbereich). Sie sind an die Feststellungen und Festsetzungen des Luftreinhalte- oder Aktionsplans gebunden ( § 47 Abs. 6, § 40 Abs. 1 BImSchG), die Pläne haben ermessensleitende Funktion. Der Umfang der Bindung hängt vom Detaillierungsgrad des jeweiligen Planes ab.

Soweit städtische Behörden zur Planumsetzung verpflichtet sind, haben sie die Kosten zu tragen. 

Bauleitplanung
Die Bindungswirkung ist nach dem Gesetz (§ 47 Abs. 6 Satz2 BImSchG) zu einer bloßen Berücksichtigungspflicht abgeschwächt. Eine Pflicht zur Aufstellung oder Änderung eines Bauleitplanes wird nicht begründet. Ein Regionalplan kann die Gemeinde zur Berücksichtigung der Pläne anhalten. 

Soweit die Gemeinde planend tätig wird, stellt der Luftreinhalte- oder Aktionsplan eine Abwägungsdirektive dar. Es bedarf dann gewichtiger Gründe, wenn sich die Gemeinde über einen Plan hinwegsetzen will.

In Bezug auf örtliche Rechtsvorschriften ( § 47 Abs. 7, § 49 Abs. 3 BImSchG) haben die Pläne nur empfehlenden Charakter.

Planunabhängige Maßnahmen
Diese liegen weitgehend im Verantwortungsbereich der (städtischen) Immissionsschutz- und Straßenverkehrsbehörden und der Gemeinden als Träger der Bauleitplanung. Planunabhängige Maßnahmen sind subsidiär geboten, insbesondere wenn der Luftreinhalte- oder Aktionsplan nicht rechtzeitig aufgestellt worden ist oder sich als unzureichend erweist und mit planerischer Abhilfe nicht zu rechnen ist. Durch behördliche Entscheidungen oder Planungen darf keine auf Dauer störungsträchtige Situation geschaffen werden, die die Einhaltung der gegenwärtig oder künftig geltenden Immissionswerte wesentlich erschwert. 


Rechtsschutz

Das Gutachten enthält Ausführungen zu Rechtsschutzmöglichkeiten vor den Verwaltungs- und Zivilgerichten. Dabei werden Fragen beantwortet, wie z.B. wer kann wo und wann gegen wen klagen, wenn die Grenzwerte nicht eingehalten werden, welche Schadensersatzansprüche können entstehen u.s.w..

Die EU-Luftqualitätsrichtlinien räumen allen Personen Klagebefugnis für den verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutz ein, die sich im personalen und räumlichen Schutzbereich befinden. Es bestehen regelmäßig nur ein Bescheidungsanspruch sowie ein Anspruch auf Vollzug der Pläne.

Gesondert zu erwähnen ist die Problematik der Klagebefugnis von Verbänden. Grundsätzlich beschränkt sich der Rechtsschutz auf Individuen. Verbände, unabhängig davon, ob sie die Belange klagebefugter Mitglieder bündeln oder nach ihrer Satzung Belange des Gesundheitsschutzes als Allgemeininteresse verfolgen, besitzen keine Klagebefugnis. 

Ein Richtlinienvorschlag der Kommission aus dem Jahr 2003 sieht vor, dass qualifizierte Einrichtungen (anerkannte Umweltverbände) das Recht haben sollen, die verfahrens- und materiellrechtliche Rechtmäßigkeit von Verwaltungsmaßnahmen und der Unterlassung der Vornahme von Verwaltungsmaßnahmen in Umweltangelegenheiten in einem verwaltungsbehördlichen Verfahren und notfalls vor den Verwaltungsgerichten überprüfen zu lassen. Die Klagebefugnis beschränkt sich auf Verwaltungsakte. Eine Ausdehnung auf Luftreinhalte- und Aktionspläne ist nicht vorgesehen. 

Praktische Konsequenz ist, dass die Verbände künftig gegen Verwaltungsakte und die Unterlassung von Verwaltungsakten zur Umsetzung von Luftreinhalte- oder Aktionsplänen oder zur Durchführung planunabhängiger Maßnahmen vorgehen können werden. In diesen Verfahren können Luftreinhalte- oder Aktionspläne ggf. als Vorfrage überprüft werden. 

Das Gutachten kann stadtintern beim Referat für Gesundheit und Umwelt angefordert werden. Es stellt eine erste Grundlage für die rechtliche Diskussion der Thematik in den betroffenen Referaten dar. 

3.2 
Workshop on „Plans and Programmes of Air Quality“ Brüssel

Anfang September fand in Brüssel ein von der EU Kommission DG Umwelt organisierter zweitägiger Workshop zum Austausch der Anfangserfahrungen bei der Erfüllung der Luftqualitäts- und Emissionshöchstgrenzen-Richtlinien statt, an dem eine Vertreterin des Planungsreferates und ein Vertreter des Referates für Gesundheit und Umwelt auf Vermittlung des Europabüros der Bayerischen Kommunen in Brüssel teilnahmen. Die Bewertung der Pläne und Programme auf europäischer Ebene ist schwierig, da die Auslegung bzw. die Umsetzung der Richtlinien in nationales Recht teilweise sehr verschieden sind und demzufolge auch die abgelieferten Berichte über die Verpflichtungen der Mitgliedsstaaten verschieden und nicht leicht vergleichbar sind. Das Ergebnis des Workshops sollte also zum einen eine weitere Anleitung der Mitgliedsstaaten zur Erstellung der Pläne und Programme sein, zum anderen erwartete die Kommission Informationen, die in die Entwicklung zukünftiger Luftqualitätsstrategien innerhalb von Clean Air for Europe (CAFE   2005) eingehen können.

Auffällig war, dass mit Ausnahme von München und Prag keine kommunalen Vertreter eingebunden waren, was das Dilemma aufzeigt, dass Kommunen und Städte, die Verantwortung für die Maßnahmen zur Reduktion der Luftschadstoffe zum großen Teil tragen, von der direkten Information abgeschnitten sind.

Die Kommission DG Umwelt stellte fest, dass bis zum Beginn des Workshops von 3 Mitgliedstaaten Berichte über Pläne und Programme zur Schadstoffreduzierung entsprechend der Luftqualitätsrichtlinien eingingen. Die Meldungen für 2002 hatten ergeben, dass die Grenzwerte plus Toleranzmargen für PM10 in 9 und für NO2 in 11 Mitgliedsstaaten überschritten waren.

In 10 Vorträgen wurden Berichte aus Großbritannien und Nordirland, Belgien, Bayern, Prag, Lombardei, Nordrhein-Westfalen, Schlesien, Niederlande, Österreich und Marseille zum Thema Luftreinhaltepläne abgegeben.

Fazit: Es bestehen große Unterschiede in den einzelnen Ländern, z.B. was die Verwendung der in der einschlägigen EU-Richtlinie aufgeführten Begriffe bezüglich der zu erstellenden Pläne bei der Umsetzung in nationales Recht betrifft. So unterscheidet der deutsche Gesetzgeber eindeutig zwischen Luftreinhalte- und Aktionsplan und stellt unterschiedliche Anforderungen an diese Pläne, wogegen im englischsprachigen Raum z.T. nur der Begriff „Air Quality Action Plan“ verwendet wird (s. z.B. Edinburgh). 

Ebenso gibt es sehr unterschiedliche Auslegungen der Größe der ‚Plangebiete’. Diese reichen von einzelnen Straßenzügen bzw. Stadtquartieren (z.B. Großbritannien, Düsseldorf und Duisburg) über Stadtgebiete (z.B. Marseille, München) hin zu Ballungsgebieten (z.B. Rhein-Main). Sofern der Straßenverkehr wie in München der Hauptemittent für die Schadstoffbelastung ist, ähneln die vorgeschlagenen Maßnahmen denen der im Luftreinhalteplan München erörterten. Restriktivere Schritte zur Zufahrtsbeschränkung bestimmter Stadtgebiete werden in Städten von Großbritannien und Italien bereits umgesetzt.

Vom Vertreter des StMUGV wurde auf den ‚dynamischen Prozess’ der Fortschreibung des Luftreinhalteplans, u.a. mit der räumlichen Ausdehnung der jeweiligen Plangebiete in Bayern hingewiesen. In diesen Prozess wird die LH München die bei diesem Workshop erhaltenen Informationen z.B. auch zum Thema Hintergrundbelastung einfließen lassen. 

Die Beschlussvorlage wurde federführend vom Referat für Gesundheit und Umwelt mit Beiträgen des Baureferates, des Kreisverwaltungsreferates, des Referates für Stadtplanung und Bauordnung sowie der Münchner Verkehrsgesellschaft MVG erstellt. Die Beschlussvorlage ist mit diesen Referaten sowie dem Referat für Arbeit und Wirtschaft abgestimmt. Das Kommunalreferat hat von der Beschlussvorlage Kenntnis genommen.

Die Beschlussvorlage konnte aufgrund des umfangreichen und komplexen Abstimmungsverfahren nicht termingerecht aufgeliefert werden. Eine Behandlung der Beschlussvorlage zum vorgesehenen Termin ist aufgrund des Beschlusses der Vollversammlung vom 28.07.2004 erforderlich.

Der Korreferent des Referates für Gesundheit und Umwelt, Herr Stadtrat Klaus Peter Rupp, die zuständige Verwaltungsbeirätin, Frau Stadträtin Eva Maria Caim, die Korreferentin des Kreisverwaltungsreferates, Frau Stadträtin Barbara Scheuble-Schaefer, der Verwaltungsbeirat der Hauptabteilung Straßenverkehr, Herr Stadtrat Johann Altmann, der Korreferent des Referates für Stadtplanung und Bauordnung, Herr Stadtrat Walter Zöller, der zuständige Verwaltungsbeirat Herr Stadtrat Robert Brannekämper, der Korreferent des Referates für Arbeit und Wirtschaft, Herr Stadtrat Helmut Schmid, die Verwaltungsbeirätin für wirtschafts- und beschäftigungspolitische Grundsatzfragen, regionale und internationale Kooperation, Frau Stadträtin Lydia Dietrich, der Verwaltungsbeirat für Wirtschaftsförderung, Herr Stadtrat Max Straßer, 

sowie die Stadtkämmerei haben einen Abdruck der Vorlage erhalten.

II.
Antrag der Referentin und der Referenten

Wir beantragen Folgendes:

1. Vom Vortrag der Referentin und der Referenten zum Sachstand der Erarbeitung des Luftreinhalteplans München wird Kenntnis genommen. Alle Aufträge aus dem Beschluss der Vollversammlung vom 28.07.2004 sind in Bearbeitung. Punkt 2 dieses Beschlusses ist abschließend erledigt; die weiteren Punkte sind aufgegriffen. 

2. Die beteiligten Referate werden beauftragt, wie im Vortrag der Referentin und der Referenten dargestellt, die Konzepte zur Mauterhebung anderer Großstädte zu analysieren und ggf. Analogieschlüsse für die Landeshauptstadt München aufzuzeigen. Dazu sollten auch die rechtlichen Grundlagen für München erörtert werden. Dem Stadtrat ist über das Ergebnis zu berichten.

3. Das Hauptstraßennetz im Individualverkehr und Öffentlichen Verkehr wird grundsätzlich im Rahmen des Verkehrsentwicklungsplanes festgelegt. Eine generelle Streichung von Straßenbauvorhaben im Luftreinhalteplan wird nicht vorgenommen.

4. Der Stadtrat wird Anfang 2005 mit Analysen und Vorschlägen für eine Beschleunigung der Umsetzung des Parkraummanagements in einer separaten Vorlage des Planungsreferates befasst.

5. Im Bereich Verkehrsmanagement wird die beantragte flächendeckende und großräumige Zuflussdosierung nicht weiter verfolgt.  

6. Der ÖPNV-Ausbau wird aufbauend auf dem Nahverkehrsplan in Abhängigkeit von den Planungskapazitäten und den verfügbaren finanziellen Mitteln fortgesetzt. 

7. Der Stadtrat wird mit einem Maßnahmenplan zum Bereich Nahmobilität/Stadtteilplanung im 2. Stadtbezirk voraussichtlich Anfang 2005 befasst.

8. Die Verwaltung wird beauftragt, für die weiteren, hier noch nicht behandelten Punkte des Antrags Nr. 02-08 / A 01849 der Stadtratsfraktion Bündnis90/Die Grünen/RL jeweils Behandlungsvorschläge zu entwickeln und diese dem Stadtrat zur Beschlussfassung vorzulegen. 

Alle Maßnahmen des Luftreinhalteplans sind in einer Bewertungsmatrix darzustellen.

Dem Stadtrat ist in spätestens einem Jahr erneut zu berichten.

9. Das Referat für Gesundheit und Umwelt bleibt beauftragt, über die Auswertung der wissenschaftlichen Untersuchungen zur Effizienz von einzelnen Maßnahmen dem Stadtrat zu berichten und daraus einen Vorschlag zur weiteren Behandlung des Antrags Nr. A 01615 zu entwickeln.

10. Der Antrag Nr. 02-08 / A 01849 der Stadtratsfraktion Bündnis90/Die Grünen/RL vom 27.07.2004 ist damit geschäftsordnungsgemäß aufgegriffen.

III.
Beschluss
nach Antrag. Die endgültige Entscheidung in dieser Angelegenheit bleibt der Vollversammlung des Stadtrates vorbehalten.


Der Stadtrat der Landeshauptstadt München

Der/Die Vorsitzende
Der Referent






Joachim Lorenz
Ober/Bürgermeister/in
Berufsmäßiger Stadtrat


Die Referentin
Der Referent





Prof. Christiane Thalgott
Dr. Wilfried Blume-Beyerle
Stadtbaurätin
Berufsmäßiger Stadtrat


Der Referent





Dr. Reinhard Wieczorek
Berufsmäßiger Stadtrat

IV.
Abdruck von I mit III.
über den stenographischen Sitzungsdienst
an das Revisionsamt
an die Stadtkämmerei
an das Direktorium - Dokumentationsstelle 
an das Referat für Gesundheit und Umwelt RGU-UW 12
an das Referat für Gesundheit und Umwelt RGU-GLS-SB
an das Referat für Gesundheit und Umwelt RGU-GLS
an das Referat für Stadtplanung und Bauordnung
an das Baureferat
an das Kreisverwaltungsreferat
an das Kommunalreferat
an das Referat für Arbeit und Wirtschaft
     


V.
Wv Referat für Gesundheit und Umwelt RGU-UW 12 

[image: image1.wmf]

An den Oberbürgermeister

München, den 27.07.04
Antrag

Die schlechte Luft ist das Problem - nicht die Grenzwerte

Die LH München unternimmt bei der Fortschreibung des Luftreinhalteplanes deutlich größere Anstrengungen zur Einhaltung der vorgegebenen Grenzwerte. Dabei ist auf einen möglichst effizienten Einsatz der Ressourcen und eine maximale Reduzierung der Luftbelastung zu achten. Im Einzelnen werden folgende Änderungen eingearbeitet:

· City Maut: Die Stadt lässt prüfen, ob und in welcher Ausprägung eine City Maut geeignet wäre, die Schadstoffbelastung zu reduzieren und zur Finanzierung des ÖPNV-Angebotes beizutragen.

· Straßenbau: Sämtliche noch in Planung befindliche Straßenbauvorhaben werden von der Liste genommen, da sie im Sinne der Luftreinhaltung kontraproduktiv sind.

· Parkraummanagement: Schnellere Realisierung des Parkraummanagements im Gebiet innerhalb des Mittleren Rings, weitere Ausweitung im Umfeld von Gebieten mit hohem Parkdruck außerhalb des Mittleren Rings, z.B. ÖPNV-Haltestellen mit wildem P+R (z.B. Feldmoching) sowie Verschärfung der Kontrollen. 

· Verkehrsmanagement:

· Flächendeckende und großräumige Zuflussdosierung in die kritischen Bereiche abhängig von der Grenzwertüberschreitung durch:

· Gezielte Verlängerung der Sperrzeiten der Lichtsignalanlagen auf den Zulaufstrecken, v.a. an den Stadtgrenzen. 

· Begleitende Maßnahmen der Verkehrsordnung zur Verhinderung von Schleichverkehr in die Wohngebiete.

· Verhandlungen mit der Autobahndirektion zur Drosselung des Zuflusses über die stadtzuführenden Autobahnen.

· Warnhinweise an die Bevölkerung von Stadt und Region in allen Medien bei Überschreitung von Grenzwerten mit der Aufforderung auf das Auto in bestimmten Zeiten und Räumen zu verzichten.

· Ausarbeitung und Umsetzung einer großräumigen telematikgestützen Verkehrssteuerungsstrategie über die neue Verkehrszentrale München, die bei Grenzwertüberschreitung via Schilderanzeige und Routenempfehlungen in Fahrerassistenzsystemen entsprechende großräumige Umleitungen und Umsteigen auf den ÖPNV empfiehlt und darüber hinaus die klassischen Medien mit entsprechenden Informationen und Empfehlungen versorgt.

· Radverkehr: Start einer offensiven Radverkehrsförderung. Beschleunigung der Umsetzung des VEP-Rad, Ausbau einer vernünftigen Beschilderung, Schaffung von dezentralen Abstellanlagen auch zu Lasten von KfZ-Stellplätzen, schnelle Schließung von wichtigen und gefährlichen Lücken im Radnetz

· ÖPNV: Die Ausweitung des Tramnetzes wird mit erhöhter Priorität vorangetrieben. Die Planungen für eine möglichst rasche Einführung der Stadt-Umland-Bahn werden von der LHM in Zusammenarbeit mit dem Umland verstärkt vorangetrieben. Beschleunigungsmaßnahmen für Busse sowie „echte“ Vorfahrtsschaltungen für die Tram werden schnellstmöglich umgesetzt. 

· Nahmobilität/Stadtteilplanung: Zur Förderung der Luft- und Lebensqualität innerhalb des Mittleren Rings sowie in den Wohngebieten außerhalb des Mittleren Rings wird die Nahmobilität (Rad- und Fußverkehr, Skater etc.) intensiv gefördert und der unnötige Autoverkehr durch Verkehrsberuhigung vermindert.
Begründung

Luftreinhaltepläne und die darin enthaltenen Maßnahmen dienen der Gesundheitsvorsorge der Bevölkerung der Ballungsräume. Der vorliegende Luftreinhalteplan wird dieser Aufgabe nicht gerecht.

Viel zu spät hat der Freistaat Bayern die Kommunen zur Mitarbeit aufgefordert und dabei das Umland Münchens nicht mit in die Verantwortung genommen. Ergebnis ist ein erster Maßnahmenplan, der offensichtlich nur ein Sammelsurium aller bekannten Verkehrsinfrastrukturprojekte innerhalb der Grenzen der Landeshauptstadt bietet. Dabei wird weder auf die aufzuwenden finanziellen Mittel und den Realisierungshorizont geachtet, noch auf die Wirksamkeit im Sinne der Luftreinhaltung. 

Offensichtlich vertraut man darauf, dass es, wie bei so vielen anderen EU-Vorgaben, keine wesentlichen Folgen/Strafen geben wird, wenn man die Richtlinien nicht einhält – um so mehr als alle anderen europäischen Ballungsräume vor dem gleichen Problem stehen. 

Da die engen zeitlichen Vorgaben eine sofortige Überarbeitung des Maßnahmenpakets nicht zulassen, fordert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen/rosa liste die Stadtverwaltung auf, den Luftreinhalteplan in den kommenden Monaten mit der notwendigen Konsequenz fortzuschreiben. Alle Maßnahmen sollen auf ihre kurzfristige Realisierbarkeit überprüft und ein Prioritätenplan erstellt werden, in dem das Kosten/Nutzen-Verhältnis im Sinne der Luftreinhaltung eingeschätzt sowie der Realisierungshorizont dargestellt wird. 

In diesem Sinne sind auch sämtliche Straßenbaumaßnahmen aus dem Luftreinhalteplan zu streichen, da sie zwar im sehr begrenzten örtlichen Umfeld (z.B. Tunnels) oder zeitlich nur auf sehr geringe Sicht (in den ersten Jahren nach einem Neubau) eine Luftverbesserung erbringen können, im Gesamtergebnis aber nur für mehr Auto- und LKW-Verkehr und damit für mehr Luftverschmutzung sorgen.    

Schließlich gelten die Grenzwerte bereits ab dem Januar 2005. Ziel muss daher sein, die auf Empfehlungen der WHO beruhenden Vorgaben schnell einzuhalten – und nicht eine möglichst ausufernde Liste unfinanzierbarer und uneffektiver Maßnahmen aufzuführen.

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen/Rosa Liste

Jens Mühlhaus

Sabine Krieger

Stadtrat/Stadträtin

Anlage 2:

Beschluss der Vollversammlung des Stadtrates vom 28.07.2004

II.
Antrag der Referentinnen und der Referenten
1. Dem aktuellen Katalog schon durchgeführter und weiterer potentieller Maßnahmen im Rahmen der Luftreinhalteplanung für München wird unter Vorbehalt der Vollzugsentscheidungen des Stadtrats zugestimmt. Die konkrete Umsetzung der beschriebenen und Aufnahme künftiger Maßnahmen wird im Herbst 2004 insbesondere unter Berücksichtigung des Stands der Einbeziehung der Städte und Gemeinden des Verdichtungsraums München sowie der Auflösung der weiteren im Vortrag formulierten Defizite und daraus abgeleiteten Bedingungen in einem gemeinsamen Umwelt-, Planungs- und Kreisverwaltungsausschuss erfolgen.
2. Das Referat für Gesundheit und Umwelt wird beauftragt, den Katalog der Maßnahmen an die Regierung von Oberbayern mit explizitem Hinweis auf die bestehenden Defizite und abgeleiteten Bedingungen zu melden. Soweit davon weitere staatlichen Stellen betroffen sind, liegt es nicht in der Verantwortung der Landeshauptstadt München, die angesprochenen Stellen entsprechend einzubinden.

3. Das Referat für Gesundheit und Umwelt wird beauftragt, die bereits gegenüber den staatlichen Stellen aufgestellte Forderung nach einer umgehenden räumlichen Erweiterung des Luftreinhalteplans auf die Grenzen des Verdichtungsraumes München weiter zu verfolgen und zusammen mit anderen fachlich tangierten Referaten zu begleiten. 

4. Das Referat für Gesundheit und Umwelt wird beauftragt, das für die Luftreinhalteplanung verantwortliche Bayerische Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz aufzufordern, alle erforderlichen Schritte zu unternehmen, um bei den zuständigen Stellen des Bundes und der EU über legislative Maßnahmen eine wirksame Reduktion der zulässigen Emissionen zu erreichen.

5. Das Referat für Gesundheit und Umwelt wird beauftragt, umgehend das Landesamt für Umweltschutz aufzufordern, die Wirkung der bislang nur von der Landeshauptstadt München gemeldeten und der noch von den restlichen Gebietskörperschaften des Verdichtungsraumes München zu meldenden Maßnahmen alsbald so zu bewerten, dass die Kommunen und Gemeinden mit einem möglichst effizienten Einsatz der knappen Ressourcen eine maximale Reduzierung der Luftbelastung erzielen können. Zur Vermeidung kostenintensiver Doppelarbeiten werden vor einer Beauftragung einer eigenen Untersuchung zur Wirksamkeit verschiedener Maßnahmen der Luftreinhaltung die Ergebnisse der Untersuchung des hiermit bereits befassten Landesamtes für Umweltschutz abgewartet. 

Über die Ergebnisse der Untersuchungen des Landesamtes für Umweltschutz sowie über die Auswertung von wissenschaftlichen Untersuchungen zur Effizienz von einzelnen Maßnahmen wird dem Stadtrat in einem halben Jahr berichtet.
Der Stadtrat entscheidet dann, ob ein eigenes Gutachten im Sinne des Antrages Nr. A 01615 vergeben werden soll.

6. Das Referat für Gesundheit und Umwelt wird beauftragt, die Haltung der Landeshauptstadt München bei dem Prozess der Fortschreibung des Luftreinhalteplans vollumfänglich federführend zu vertreten. 

7. Der Antrag Nr. 02-08 / A 01615 der Stadtratsfraktion Bündnis90/Die Grünen/RL vom 30.04.2004 ist damit geschäftsordnungsmäßig aufgegriffen. 

Anlage 3:

Bewertungsschema von Maßnahmen zur Minderung der verkehrsbedingten PM-10-und NO2-Immission in Luftreinhalte (LRP)- und Aktionsplänen (AP)

Quelle: Arbeitskreis Umwelt und Verkehr im Länderausschuss für Immissionsschutz, Bayerisches Landesamt für Umweltschutz

Entwurf, Stand 07.0.2004

Bewertungssynonyme:   0  ohne,  +  gering,  ++  mittel,  +++  hoch

	Schadstoff-quelle
	Maßnahmen
	Eignung für
	Bewertung
	Erfahrungen und Erkenntnisse,

[weitere Quellen]

	
	
	LRP
	AP
	Wirk-samkeit
	Aufwand für

Kontrolle
	Aufwand für Umsetzung
	

	Kfz-Verkehr in seiner Gesamtheit
	Ausdünnen des Verkehrs durch Anreize zum  Umstieg auf den ÖPNV (Verbesserung des   ÖPNV-Angebotes, Fahrpreisgestaltung)


	x
	
	+
	+
	+++
	1-3

	
	Förderung des Rad- und Fußverkehrs
	x
	
	+
	+
	++
	[24]

	
	Einführung bzw. Erweiterung von

Stadtbussystemen in den belasteten 

Gebieten


	x
	
	+
	+
	+++
	3, 4



	
	Verbesserung (ggf. Reparatur)/ Änderung des Straßenbelags


	x
	
	++
	0
	++
	5



	
	Parkraummanagement (günstige P+R-Plätze, Innenstadt- und Kurzzeitparkgebühren vergleichbar mit ÖPNV-Preisen)
	x
	x
	+
	++
	+


	6

[9]


2

	Schadstoff-quelle
	Maßnahmen
	Eignung für
	Bewertung
	Erfahrungen und Erkenntnisse,

[weitere Quellen]

	
	
	LRP
	AP
	Wirk-samkeit
	Aufwand für

Kontrolle
	Aufwand für Umsetzung
	

	Kfz-Verkehr in seiner Gesamtheit
	verkehrslenkende Maßnahmen

· Verkehrsleitsysteme  

· Einbahnstraßenregelungen 

· Bevorrechtigung des ÖPNV auf eigenen Trassen

· Ausweisung bzw. Planung und Bau von Umgehungs-, Anbindungs-, Zufahrtsstraßen usw. 



· Verstetigung des Verkehrsflusses und Vermeidung von Rückstaus in bewohnten Gebieten  z.B. durch geeignet angebrachte Pförtnerampeln (PA) und „Grüne Welle“

· Beschränkung der Geschwindigkeit 


	x

x

x

x

x


	  x

 x

x

x


	++

++

++

++

+

+
	++

+

+

++

++


	++

++ (richtungs- und  verkehrs-stärkenabhängig)

+++ (Wirkung abhängig vom Straßenrückbau im belasteten Gebiet )

++(+) (PA u. Hindernisse in    freiem Gelände sind kein  Imis-sionsproblem)

+


	7

8, 9

10-12


13-15

[19]

16-19

[10]-[20]





3

	Schadstoff-quelle
	Maßnahmen
	Eignung für
	Bewertung
	Erfahrungen und Erkenntnisse,

[weitere Quellen]

	
	
	LRP
	AP
	Wirk-samkeit
	Aufwand für

Kontrolle
	Aufwand für Umsetzung
	

	Kfz-Verkehr in seiner Gesamtheit
	Vorhalten von Verkehrsmanagement-Systemen (rechnergestützte Umsetzung von verkehrslenkenden  Maßnahmen mit kurzer Reaktionszeit) 
	x
	
	+(+)
	++


	++ (nur geeignet in Oberzentren)  
	7



	
	Verkehrsverbote/ -beschränkungen (z.B. zeitbezogene Begrenzung von Durchfahrtmöglichkeiten, eingeschränkte Durchfahrtmöglichkeiten für bestimmte Fahrzeugarten)


	x
	x
	+++
	+++


	+


	20-25, 28



	
	Fahrverbote abwechselnd für 

gerade/ungerade-Kennzeichen
	
	x
	+++

wenn nur PKW betroffen, dann ++
	+++


	+ (bestraft auch emissionsarme Fzg.)
	

	
	gebietsbezogene Maut mit Anwohnervorteilen


	
	x
	+++
	+++


	+++ 


	[21]



	
	verbesserte Straßenreinigung (Gerät, Art, Häufigkeit)
	x
	x
	++
	0(+)
	++ (technikab-hängig)


	26

	
	Straßenraumorganisation (z.B. Neuorganisation der Fahrspuren)
	x
	x
	+(0)
	+
	+
	27




4

	Schadstoff-quelle
	Maßnahmen
	Eignung für
	Bewertung
	Erfahrungen und Erkenntnisse,

[weitere Quellen]

	
	
	LRP
	AP
	Wirk-samkeit
	Aufwand für

Kontrolle
	Aufwand für Umsetzung
	

	Verkehr mit Diesel-Kfz u. Fzg. mit Ottomotor ohne G-Kat
	Einsatz besonders schadstoffarmer Fzg. im ÖPNV  (Vorbildfunktion, Qualitätsmerkmal; sind ggf. für betreffendes Gebiet zusammenzuziehen) 
	x


	
	++
	+


	++


	3, 4

	
	gebietsbezogene Verkehrsbeschränkungen mit Benutzervorteilen

   ( für schadstoffarme Dieselfahrzeuge

   ( für schadstoffarme PKW mit Ottomotoren


	x

x
	x

x
	+++

+
	++

+++
	++

++
	28, 29

24

	
	Logistik-Konzepte im Transportwesen ( z.B. City-Logistik mit Güterverteilzentren und Warenausllieferung mit  schadstoffarmen Nfz (Diesel mit Rußfiltern und NOx-Kat., Erdgas)

ggf. durch Vergünstigungen  unterstützt (steuerl./wirtschaftl.)


	   x
	
	+(+)
	+


	+++
	30, 31

[22], [23]



	
	Fahrverbot für leichte u. schwere Nfz. sowie Busse  (ausgenommen ÖPNV)
 
	
	x
	+++
	+++
	+


	20, 22



	Schienen-verkehr


	Einsatz von Lokomotiven mit schadstoffarmem Dieselantrieb (sofern dadurch im Überschreitungs-Gebiet ein Beitrag zur Reduzierung der Immissionsbelastung erreicht wird)   
	x


	
	+
	+
	+++
	

	Pendler-,  Ziel-, 

Quell-, Off-Road- und Hof-verkehr
	generelle Beschränkung des Ziel- und Quellverkehrs in Ortskernen bzw. des An- und  Abfahrverkehrs bei Gewerbebetrieben


	x
	x
	+(+)
	+++
	++ (abhängig von Lage u. Größe

der Stadt, des Unternehmens bzw.  Alternativen)
	30

	
	Anreize zur Bildung von Fahrgemeinschaften

( z.B. Beschränkung des Anfahrverkehrs, gebührenpflichtige Firmenparkplätze)


	x
	x
	+
	0(+)
	+(+) (anreizabhängig)
	

	
	Einrichtung eines Werks-Zubringerverkehrs


	x
	x
	+
	+
	++(+)
	

	
	Einschränkungen für Firmenfahrzeugnutzung 

durch Betriebsangehörige (schadstoffklassenabhängig)
	
	x
	+
	+++
	+
	

	
	Änderung der Arbeits-, Werk-, Liefer- und Schulbeginnzeiten zur Vermeidung von Spitzen (Spreizung)


	x


	x
	+
	++
	++
	

	
	Verbot von motorbetriebenen, nicht schadstoffarmen Aggregaten (Diesel- und Ottomotoren ohne Kat-Ausrüstung) 


	x
	x
	+
	++
	+++ (Voraussetzung: Alternativen)
	

	
	Beschränkung des Einsatzes von „off-road“- Geräten (schadstoffklassenabhängig)
	x


	x
	+
	++
	+++ (Voraussetzung: Alternativen)
	

	
	Umstellung auf elektromotorbetriebene Einrichtungen


	x
	x
	+
	++
	+++ (Voraussetzung: Alternativen)
	


� EMBED Microsoft Word-Grafik ���





rosa liste münchen








� Anmerkung RGU: Dieser endgültige Entwurf des Luftreinhalteplans München umfasst insgesamt 118 Seiten, daher wurde darauf verzichtet, diesen als Anlage beizufügen. Er ist auf den Internetseiten der Regierung von Oberbayern http://www.regierung.oberbayern.bayern.de/ unter der Rubrik "Wir für Sie -Umwelt (Abteilung 8) - Luftreinhalteplan München (Entwurf September 2004)" abgelegt.
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